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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Bewertungsgesetz 1955, das 
Grundsteuergesetz 1955, ,das Einkommen­
steuergesetz 1972, das Gewerbesteuergesetz 
1953, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 
und die Bundesabgabenordnung geändert 

werden (Abgabenänderungsgesetz 1977) , 

Der NatiO'nalra:t h3lt beschlossen: 

ABSCHNITT 11 

B e :w er tun g s g e set z 1955 

Artikel I 

03,5 l}ewertulligs.gesetz 1955, SGBL Nr. 148, in 
der E<lissung ,der Bundesgesetze BGBL Nr.1451 
1963, 181/1965, 172/1971, 276/1971, 447/1972, 
17/1975 und 318/1976wir,d wie fO'lgt ,geändert: 

1~ Dem§ 20 ist fO'lgender Abs. 3 anzu-
fügen: ' 

,,(3) Die gemäß Abs. 1 Z. 1 f,estzustellenden 
Einheitswerte wel1den el1st mit Beginn des j,eweili­
gen FO'lgejahres wirksam. Bis zu ,diesem Zeitpunkt 
gelten die z,ur vO'rangegangenenHa;uptfeststellung 
fes~estellten Einheitswerte,sO'weit nicht 'die Vor­
aussetzun&en für Id~e Durchführung vO'n Fort­
schr,eibungen oder _ Nachfeststellungen gemäß 
§§ 21 und 22 ,gegeben sind; beim VO'rliegen der 
erWähnten VO'raussetzungen sind' Fortschreibun­
gen iIll1Jd Nachfeststellungen auch zu denHaupt~ 
feststellun,gszeitpunkten g,emäß Abs. 1 Z. 1 ,oorch­
z,uführen. " 

" 2.§ 21 Aibs. 1 Z. 1 lit. b hat zu lauten: 

,;rb) bei ,den übrigen wirtsChaftlichen Einheiten 
'und Untereinheiten des GrundbeSlitzes ent­
'weder !Um mehr ,als >ein Zehntel, mindestens 
aber ,um 5 OOOS oder 'I\lffi mehr' als 
100000 S," 

3. Dem § 30 w.erden folg,encie Abs.9 bis 12 
angefügt: ' 

,,(9) , Werden ,~ Rahmen eines 4111dwirtschaft­
lichen Hauptbeti-iebes auch Umsätze aus zuge­
kauften :Efizeugnissen erzielt, sO' !1steineinheit-

licher landwirtsch<liftlicher Betrieb auch .d,ann an:~ 
zunehmen, wenn der' Eink~uf'swert, des Zukarufes 
fremder Erz,eugnisse nicht mehr als 25 v. H._de~ 
Umsa:tzes ,dieses Gesamtbetriebes beträgt. ' 

(10) übersteigt der Einkaufswert des Zukaufes 
fremder Erzeugnisse 25 v. H. d,'es in Abs. 9 ge­
nannten Umsatzes, 'sO' ist hinsichtlich -des Gesamt­

'betriebes ein einheitlicher Gewerbebetrieb anzu-
nehmen.' , , 

(11) Für die Beurteilung ',der in Abs. 9 und ,10 
genannten Au&maße sind die Umsätz,e des dem _ 
Fest;stdlungsz,eitpunkt vO'rangehenden Kalender­
jahr,es maßgebend, sO'fern aus der Art der Be­
trieooführungeine Nachhaltigkeit zu er-warten, 
ist. 

(12) Die Verbesserung ,der Er'tr~gsfähigkeit 
eines landwirtschaftl.ichen Betdebes <Lurch Umsätze 
aus Ziugekauften fremden Erz,eugMssen ist ,gemäß 
§ 40 z,u berücksichtigen." 

4. § 31 Ahs. 2 hat 2lU laruten: 

',,(2) In den landwirtschaftlichen Betrieb sind 
Betriebsmittel, die ,der Bewirtschaftung des Be-:­
tr,iebes dienen, aruch :dann eilWUbeZJiehen, wenn sie 
nicht dem Eigentümer des Grund und Bodens ge­
hör,en." 

5. Nach §31wird fO'lgender § 31.~ eingefügt: 

,,§ 31 a 

Pächter.anteil 

(1) lISt ein landwirtschaftlicher Betrieb zur 
Gänze O'der teilweise verpachtet, sO' ist, wenn 
einer Ider Beteiligten zur Vermögensteuer heran~ 
zuziehen ist, für Zw.ecke dieser Steuer ein Päch­
teranteil festZiustellen.Hiebei richtet sich der 
Pächt;eranteil nach dem unter sinngemäßer An­
wendung der für ,die, ErmittIung des Ertrags­
w.ertes 1andwirtschaftlicher' Betriebe geltenden 
Bestimmungen sich ergebenden Wert der gepach­
teten Fläch'en einschIießlich darauf entfallender 
a.llfälliger Zuschläge iiU Sinne ,des § 40. Für die 
FeststelLung -der Anteile ist bei überwiegender 
Ackernutzung ,der gepachteten landwirtschaft­
Lich genutzten Flächen, der Pächteranteil mit 
15 v. H., bei überwiegender GrünhlOdnutzung mit 
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2 485 der Beilagen 

30 v. H. des Ertra.gswertes der gepachteten 
Flächen a.nzusetz·en. Dieser festgestellte Wert gilt 
gegenüher ,dem Pächter als Einheitswert, wobei 
die Rundungsbestimmungen des § 25 nicht anzu­
wenden sind. Liegt weder eine Acker- noch eine 
Grünlandnutzung vor, so richtet sich der Päch­
teranteil nach dem Verhältnis seiner Beteiligung 
an dem unter sinngemäßer Anwendung der für 
die Ermittlung des Ertragswertes geltenden Be­
stimmungen sich ergebenden Wert der gepach­
teten Flächen einschließlich darauf entfallender 
allfälliger Zuschläge im Sinne des § 40. 

(2) Für ,die Feststell:ungender Anteile im Sinne 
des kbs. 1 sind jene Ertragsverhältn1sse maß­
gehenld, die für Idie ~epachteten FJächen in der 
letz,tgültig.en Einheitswertfeststellung für den 
landwirtschaftllichen .Betrieb zugnunde gelegt wur­
den. 

(3) Pächteranteile unter 20000 S für den ein­
z·elnen Pächter sind nicht festzustellen. 

(4) Für Zwecke der Vermögensteuer des Grund­
eigentüme~ ,ist, soweit hierüber nicht gemäß 
Abs. 1 abgesprochen WlUrde, ein Pächteranteil 
auch dann festzustellen·, wenn zwar die Voraus­
setzungen für eine Feststellung bei einzelnen 
Pächtern nicht gegeben sind, jedoch der Betrag 
von insgesamt 20 000 S überschritten wird. 

(5) Sind Feststellungen ,im Sinne des Abs. 1 
erst auf' einen Zeitpun~t vorzunehmen, der nach 
einem Feststellungszeitpunktfür d,en Einheits­
wert ·des lailidwirtschaftl-ichen Betriebes liegt, 
weil ein Pachtverhähnis erst nach diesem Fest­
stellungszeitpunkt begründet oder verändert 
wunde oder e·iner der BeteiLigten erst zu einem 
späteren Zeitpun~t zur Vermögensteuer heran­
zuziehen ist, so ,erfol~t die Feststellung der An­
teile im Sinne des Abs. 1 :mIm 1. Jänner des 
Jahres, da.s der Begründung oder Änderung des 
Pachtverhältnrisses foLgt, bzw. auf jenen Zeit­
punkt, der für dj,e Veranlagung z·ur Vermögen­
steuer maßgebeIlId i'st. Für Änderungen von Fest­
stellungen im Sinne des Abs. 1 finden die Wert­
grenz,endes § 21 Abs. 1 Z. 1 lit. a keine An­
wendung. 

(6) Ändern sich die Voraussetzungen für die 
Feststellung ,der PächteranteiJe gemäß Abs. 1 
und 4, so sind geänderte Bescheide zu erlassen. Die 
Be9timmungen der Abs. 2 und 5 gelten auch für 
Feststellungen gemäß Abs. 4. 

(7) Ist eine ,gemäß Ab!;. 1 zu treffende Fest­
stellung für eine Feststellung gemäß Abs. 4 von 
Bedeutung, so ist im FaLl ,der Ändel'\ung oder 
nachträglichen Erlassung ,des Bescheides über ,die 
ers,tgenannte Feststellung der Bescheid über die 
letz,tgena.nnte Feststellung . ,durch' einen neuen 
Bescheidz,u ersetz,en .. Wunde ein Pächteranteil 
gemäß Abs. 4 fes~estellt und W1ird a.uf einen 
späteren Stich.tag eine Feststellung gemäß Abs. 1 

getroffen, ,die für die Feststellung gemäß Abs. 4 
von Bedeutung ist, so ist amch auf diesen späte­
ren Stichtag ein Pächteranteil gemäß Ahs. 4 fest­
zusteHen. 

(8) FeststeJlungen gemäß Abs. 1 w~rden ein­
heitLich mit W,irkung für alle am Pachtverhältnis 
Beteiligten getroffen. Feststellungen gemäß 
Ahs. 4 werden einheitlich getroffen, wenn auf 
der Seite des Verpächters mehrere Personen am 
Pachtverhältnis beteiLigt sind. Soweit auf Seite 
des Verpächters oder des Pächters mehrere Perso­
nen am Pachtverhältni'sheteil!igt sind, ist der 
gemäß Ab!;. 1 festzusteUende Pächteranteil nach 
Maßga.be der Beteiligung aufzuteilen. Eine solche 
Auf teilung ist bei den .gemäß Abs. 4 festzus·tellen­
den Pächteran1ieilen vorzunehmen, wenn auf der 
Seite ,des Verpächters mehrere Personen 30m 
Pachtverhältnis beteiligt sind. Von Bescheiden 
über Feststellungen gemäß Ahs. 1 ist je eine 
Ausfer>\)~gung ,dem V,erpächter ,und dem Pächter 
z,u übermitteIn. Wenn bei Bescheiden über Fest­
stellungen gemäß Abs. 1 auf der Seite des Ver~ 
pächters oder ,des Pächters mehrere Personen am 
Pachtv,erhältnis heteiligt sind, so findet hinsicht­
lichder Jeweils auf Seite d,es Verpächters oder des 
Pächters bestehenden Personenmehrheit § 101 
Abs. 3 ,der Bundesahgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961, sinngemäß Anwendung; dies gilt 
entsprechend, wenn bei Bescheiden gemäß Abs. 4 
auf Seite des Verpächters mehrere Personen am 
PachtverhältJnis beteiligt sind." 

6. § 32 Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten: 

"Außelldem ,ist ZlU IUDtJerste1len, daß der Betrieb 
schuLdenfrei ist und mit einem für die ordnungs­
gemäße, gemeinübliche Bewil1tJschaftung des Be­
triebes notwendigen Bestand an Wirtschaftsge­
bäuden a~gestattet ist." 

7. § 32 Abs. 3 Z. luna 2 haben z,u lauten: 

,,1. Die natürlichen Ertmgsbedingungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Z. 2 des Bodenschätzungs­
gesetzes 1970, BGBl. Nr. 233 (Bodenbeschaffen­
heit, Geländegestaltung, klimatische VerhäItni5se, 
Wasserverhältnisse); 

2. die folgenrden wirtschaftlichen Ertrags:.. 
bedingungen: 

a) äußere Verkehrslage (La.ge des Hofes im 
Hinblick auf die Vermarktung der Erzeug­
nisse und die VersoI1gung mit Betriebs­
mitteln; Verhältni'Sse des Arbeitsmarktes), 

Ib) innere Verkehrslage (Lage bz,w. Entfer­
nung der Betriebsflächen zum Hof), 

c) Betr,iebsgröße." 

8. § 33 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten: 

"Der Wohnungswert ist bei den unter § 29 Z. 1 
und 3 genannten Unterar,ten -des land-und forst­
wirtschaftlichen Vermögens bis zu einem, nach 
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den Vorschriften über die Bewertung von be­
bauten Grundsllücken ermitteLten Wohnungs,wert 
von 25 000 S Bestandteil des Vergleichswertes 
(§ 39)." 

9. § 33 Aibs. 2 hat zu la'uten: 

,,(2) übersteigt jedoch der nach den Vor­
schrvften über die ,Bewertung von behauten 
Grun,d!>tücken ermil.ltelt'e Wohnungswertden in 
Abs. 1 genannten Betrag, so ~st der den Betrag 
von 25000 Sübersteigende Teil des Wohnoogs­
w,ertes als sonst~ges bebautes Grundstück (§ 54 
Abs. 1 Z. 5) dem Grundv,ermög.en zuzurechnen." 

10. § 34 hat zu lauten: 

,,§34 

Hau p t ve r g lei c h s b e tri e b, V e r­
g lei c h s b e tr i e b e, B e tri e b s z a h I 

(1) Für die Bewertung a:1ler landwirtSchaft­
lichen Betriebe innerha~b'des Bundesgebietes wird 
von einem Hauptvergleichsbetrieb ausgega11igen, 
der die hesten natürlichen Ertragsbedingungen im 
Sinne des § 32 Abs. 3 Z. 1. aufweist und bei dem 
sich die 'wi,rtschaftlich·en Eruagsbedingungen in 
ihrer Gesamtheit weder ertragsmindernd noch 
ertrags erhöhend auswirken. Die Merkmale der 
natürlichen und wirtsch.i,ft:1ichen Ertragsbedingun­
gen dieses Hauptvel1g1eichslbetriebes sind vom 
BundesminiSl.lerium für Finanzen nach Beratung 
im BeweI1tungsibeirat durch VeroI1dnung rechts­
V'erbindlich festzu~tellen und im "Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung" kUillidzumach,en. Die Boden­
klimaZJahl (§ 16 Aibs. 2 B{)IdenschäOZiUngsgesetz 
1970, BGBt Nr. 233) ,dieses HauptvergIeichs­
betriehes ist mit der Wertzahl 100 anzunehmen. 

(2) Um für d~e Bewertung aller in ,der Na.tur 
tat'sächlich vorkommenden landwi,rtschaftlichen 
Betriebe innerhalb des Bundesgebietes die Gleich­
mäßigkeit zu sichern und Grundlagen durch fest­
stehende Ausgangspunkte zu ,schaffen, stellt da's 
Bundesministerium für Finanzen für bestimmte 
Betriebe (Ver,gleichsbetrieibe) nach Beratung .im 
Bewertungsbeirat mit r,edlt3sverbindlichrer Kraft 
das Verhältnis f.est, in ,dem die Vergleichsbetriebe 
nach ihrer Ertragsfähiglkeit auf ,die Plächen­
,einheit (Hekta.r) rbezogenzum HaiUptV'Crgleichs~ 
betriebe stehen. D.iese Fes.tstellungen sind im 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumaroen. 
Die Vergleidlslbetriebe sind in aUen Teilen des 
Bunde~gebietes (Finanz-Ianidesdir,ektionsbereichen) 
soa uSZJUwählen, daß die V eq~leichsbett'liehe für die 
jcweil~ge Gegend kennzeidmend sind. In ihrer 
Gesamtheit haben diese einen Querschn~tt über 
die Ertrogsrverhältni.ssle der land,wirtschaftlichen 
Betriebe des Bundesgebietes zu ergeben. 

(3) Das Verhältnis zum Hauptvergleichsbetrieb 
im Sinne des Abs. 1 wird jeweills in einem Hun­
dertsatz ausgedrückt (Betriebslzahl). Die Betriebs­
zahl des HauptvergLeichsibetri;ebesist 100." 

11. § 36 hat zu lauten: 

,,§ 36 

Ermittlung ,der Betriebszahlen 

(1) Bei ,der Feststellung der Betrie:bszahlen sind 
die tallsächlichen VerhaLtnisse hinsichtlim der im 
§ 32 Abs. 3 bezeichneten Ertragsbedingungen zu­
grunde zu legen; hiebei sind hinsichtlich der natür­
lidlen ErtragsbedilllgUllligen die rechIJSkräftigen E,r­
gebniss1e der Bodensmätzung maßgebend (§ 16 
Bo.denschätzungSjg,esetz 1970, BGBl. Nr.233). 

(2) Hinsichtlich der Üibr~gen Umstände, die die 
Ertragsfähigkeit beeinHus\Sen können, si:nd ohne' 

. Rücksicht auf ,die tatsächlichen Verhältnisse solche 
zu unterstellen, die in der betreffenden Geg.end 
für die Bewirtschaftung als regelmäßig anZiUsehen 
sind. Dies gilt il;lshesondere hinsichtlich des Be­
stan.des an Betriebsmitteln. IAlos regelmäßig im 
Sinne des Satzes 1 ist nicht anzusehen, daß 
Nebenbetriebe, Obstbau- und andere Sonderkul­
turen, Alpen sowie Rechte und Nutzungen (§ 11) 
zu den Bet,rieben g,ehören. 

(3) Zugepachtete F,lächen, die zusammen mit 
einem Vergleichsbetrieb (U ntervergleichS:betrieb) 
bewirtschaftet werden, können bei der Feststel­
lung :der .ß:etfiiebszahl mitberüd{simtügt wel1den; 
indwesem Falli:st der Heknarsatz Ides Betri.ebes 
nimt durch Anwendung der .für ihn festgestellten 
Bellriebszahl ZlUermitteln. Für 'seine Ermittlung 
sin,d v:ielmehrdie für alle übrigen Betriebe gel­
tenden Vorschriften anzuwenden. Dabei sind die 
zugepachteten Hächen a·ußer Betracht zu lassen." 

12. § 38 hat zu lauten: 

,,§ 38 

Ermittlung .d,es Hektar'satzes 

(1) Für die Betr.iebsza.hl 100, d. h. für den 
Hauptverg,leichsbletrieb, ist der El'tragswert pro 
Hektar (Hektarsatz) mi.t Bundesgeserz festzu­
steHen. 

(2) Der .Bundesmi.nister für Fin:anzen bestimmt 
mit Verordnung, mit welchen Ertr,agswerten pro 
Hektar (Hektars ätzen) die im § 39 Abs. 2 Z. 1 
Lit. a unid b genannten Grundstücksflächen anzu­
setzen sind. 

(3) Für die ührigen Vengleichsbetriehe (Unter­
vergleichsbetrielbe) eq~ilbt sich der Hektarsatz 
aus der Anwendun'g der für sie f,estgestel:1ten 
Betriebszahl auf ·den Hektarsatz des Ha,uptver­
gleimsbetriebes. 

(4) Für alle ü:bfi1gen Betriebe wird der Hektar­
satz nachdem Verh~ltnis ihrer Ertr,:ligsfähigtkeit 
zu derjenigen der Vergleichsbetriebe (Unterver­
gleichsbetrileibe) ermittelt. Hiebei sind für die 
wirtschaftlichen Erotragsbedingungen im Sinne 
des § 32 Abs. 3 Z. 2 loit. a und b ortsübliche Ver­
hältnisse zugrunde zu legen." 

2 
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13. § 39 hat zu lauten: 

,,§ 39 

E.rmittlungder Vergleichsw.erte 
und Einheiuwerte 

{I) Der VeI1g1eichsf'l'.'1ert erlgibt sich unbeschadet 
der Bestimmun~en der Arbs. 2 bis 4 für aUe Be­
triebe aus der VervieLf,achung des Hektarsatzes 
rriit der 1n Hektlar ausgedrückten Fläche des 
Betriebes. Wege, Grähen, Hecken, Grenzra-ine 
und der,gleichen, die Teile <eines laoowir,tscha-ft­
lich·en Betriebes sind, sind der Grundstücksfläche, 
zu der sie gehören, zuzurechnen und, unbeschadet 
des § 40, gemeinsch:IJftlich mit ,dieser zu be­
werten. 

(2) Bei der Feststellung des Einheitswertes eines 
landwirtschaftlichen Betriebes sind die folgenden 
Teile des Betriehes gesonder.t zu bewerten: 

1. durch Ermittlung des Hektarsatzes nach dem 
Ver häl tnis ,ihrer Ertragsfähigkei t zu der­
jenigen der Vergleichsbetr,iehe (Unterver­
gleichsbetriebe) 
.a) Alpen, 
b) la.ndwjrtschaftlTch genutzte GrUJllldstücks­

flächen, del1M Ertl"agsfähigkeitso gering 
ist, daß sie ,in ihrem der,zeitigen Zustand 
land- und fOl"stwirtschaftlich nicht be­
stellt werden können; 

2. nach den Vorsdlfif,ten des § 46 Abs. 3 forst­
wirtschaftlich genutzte Gmndstücksflächen; 

3. durch Ermitnlung des Hektarsatzes nach dem 
Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zu der­
jenig.en ,der Weinbauvergleichslagen. wein­
haumäßig genutzte Grundstücksflächen; 

4. nach .den Bestimmungen ,des § 49 gärtnerisch 
'genlutl:te Grundsruck!sflächen mit Ausnahme 
Ider Hausgärten; 

5. mit .ihrem Einzelertr,agswert Teile des laOO­
wirtschaftlichen . Betriebes, soweit sie, Ios­
,gdöst. von ihr,er ZUigehör.~gkeit z~ diesem 
Betr.ieb, ;~um übrigen land- und forstwirt­
scha,ftlichen Vermögen gehör.en würden. 

(3) Teile' des . bllidwirtschaftLichen Betriehes, 
,d~e unproduktives Lanld ~irid, scheirden für die 
Bewernung aus; a:ls ünproduktives Land giltaHes 
LaI1ld, Idas idurch keinedei Nutzul:\g ,einen Ertrag 
abwirft und ;d~ 3:;uch bei :geol"dneter, verständiger 

. Wirtschaftsweise nicht in Kultur ,genommen wer­
,den kann. Unbeschaidet .'derBestimmungen ,des 
1. SatlZes ,sinid jene Flächen,. ,die zwar nicht in 
Kultur genommim w,enden kÖnnen, aber ander­
wärt~g g,enutzt weI'den, Jg,emäß Abrs.2 Z. 1 lit. b 
gesondert zu bewerten. . 

(4) Weicht ,der Wert, Ider siCh für den land­
wir,tschaftlichen Betrieb bei Anwendung.en ,der 
Abs. 2 und 3 ergeben ,würde, nur unerhebl,ich 
von dem W:ertah, :der sich bei Anwendung des 
maßgebenden Hekta:rrsatzes ,ruf den· g'anzen Be-

trieb er:gibt, ·sokann von ,der Anweooung die~er 
Bestimmungen ~bgeseheni unid lder maßgebend,e 
Hekliarsatzauf ,den Iganzen Betrieb ,angewendet 
wetiden." 

14. § 41 Abs.2 Z. 3 hat.zru lauten: 

,,3. sechs unter Bedachtnahme .a.urf Iden Vor­
iSchl;Jjg ,der Präsidentenkonferenz (der Landwirt­
·schafliskammern österreichs ,im Einvernehmen 
mit dem Bundesmini9ter für Land- und FOI'St­
winschaft herufene Mi11~lieder, die über ein­
,gehende SachkeI1lntnis auf idem Gebiete der Land­
winschaft veI'fügen. llievon müssen jedoch 
mi:nJdestenszwei Mit.gliederausürbende Landwirte 
sein. Nach ß,adarf können ,vorübergehend mehr 
als sechs Mitglieder in ,gleicher Wei:se berufen 
wenden. Der BUllidesmiruster für Finanzen kann 
die Berufung jederzeit :zurücknehmen." 

15. § 43 hat zu huten: 

,,§ 43 

A,ufg'ah,en des Bew1ertun,gsbei­
,ra tes 

Der Bewer.uungsbeirat berät :das Bundesmini­
slierirum :für Finanzen 

1. bei ,der Besch'reihung der Merkm;!!le ,des 
Hauptver,gIeichisbetr~ebes (§ 34 Abs. 1), 

2. bei ,der Bestimmung der V,ergleichsbetriehe, 
3. bei ider F,estlStellung ,der Betrieb~ahlen für 

,die Vel1g1eichsbetr:iebe, 
4. bei ,der Festsetzung ,der Hektarsätze gemäß 

§ 38 Abs. 2, . 

5. bei weiteI'en Maßnahmen, ,die zur Sicherung 
der Gleichmäßigkeit .der Bewertung inner­
halb ,des Bundesgebietes zu treffen sind. " 

16. § 46 Abs. 3 Z. 1 hat zu la.uten: 

,;1. von welch,em Wert ,für ,die Flächeneinheit 
(Hektar) eines Nach!ha:lt1sbetriebes mit regel­
mäßigem Al1lerskl~enverha;kni~ auswgehen ist 
(Hektar,satz). Der HektJarsatz ist getrennt nach 
den verschiedenen in Betracht kommeooen Holz­
arten, Stan:dortsklassen unJd erzielbaren Holz­
pr.eisen festzll'sliellen;" 

17. § 46 Abs. 3 Z. 3 ha'tzu la.uten: 

,,3. mit welcHem Hektarsatz Mittelwald- und 
Niederw;a1dbetriebe, Schrliuz- ,und Bannwälder 
und ,sonstige iIi. ider BewirtlSchaftung einge­
schränkte Wä:lder older derartige F,lächen [nner­
halb anderer Betriebe, WäLder mit nicht mehr 
als 2lehn Hektar Flächenausmaß sowie Forst­
betrtebe mit mehr als zehn Hektar bis oondert 
Hektar Flächenau~maß 'aJnzUisetzen ~Lnid;" 

18. § 47 Ahs. 1 h~tzu lrauten: 

,;(1) Fürm,e fOl"stwirtschaftliche Abteilung ,des 
Bewer;tu~sheirat6S ueten ,an Stelle ,der im § 41 
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Abs. 2 Z. 3 Sa>tz 1 bezeichneten sechs Mitglieder 
vier Miuglied~r, 'elie über ,eingehende Sachkennt­
nisa,uf dem Gebiete der Forsuwirtschaft ver­
fügen. Hievon müssen jedochmindestenlS zwel 
M~t,g,lieider 'a>ursü'l>ende Forstwirte sein." 

19. § 48 Abs. 6 hat zu ,hUben: 

,,(6) Für ,die WeinbauabteiLung ,des Bewertungs­
beirates tr·eten an idEe Stelle ,der im § 41 Abs. 2 
Z .. 3 Satz 1 bezeichneten sechs Miug1ieder vier 
Mitglieder, ,die über ,eillig(lheooe Sachkenntnis 
auf Idem Gebiete des Weinba1ues verfügen. Hie­
von muß jedoch minldesuenrs .ein MitgLied aus­
Ülbender Weinbautreühender sein." 

20. § 49 Abs. 1 :und 2 haihenZiu lauten: 

'1(1) Zum gärotnerischen Vermögen gehör.en 
alle Teile eimer wirtschaltlich·en Einheit, die 
,dauernd einem gärtnerischen Hauptzweckdient 
(gär,tnerlscher. B.etrieb). Bin gär.bnel1ischer Betrieb 
liegt auch dann vor, wenn :die gärtnerischen 
ErzeugniJSse unter Glas oder ,anderen Einr,ichtun­
gen: zur Beeinfl'Us~ung Idernatürlichen Ertmgs­
heding,ungen gewonnen wer'den. Nächt rum 
gärtnerischen Vermög,en, sondern' zum Grund­
vermögen ,gehören solche Fläche; ,die vorwiegend 
der Erholung ,dienen bZiW. bei ,deren Bewir,tschaf­
tung ein Reinertrag nicht zu ,erwar·ten ist. 

(2) Auf ,die gärtnerischen B,etriebe fil1Jden diie 
§§30 his 32, 41, 4~ unld 44 entsprechende An~ 
wenjdung, ,soweit ·sichnich·t ,aus den Abs. 3. b~s 6 
etwas .anderes eq:;~bt." 

21. § 49 Abs. 6 hatiu lauten: 

,,(6) Für die gärtnerische Ahteilung des Be­
weruungsbeirates treten an Stelle der',im § 41 
Abs; 2 Z. 3 Satz 1 beZieichneten secl,s Mitglieder 
,drei Mitglieder, dieÜlber eil1Jgehende Sachkenntnis 
a>uf dein Gebiete ,des Gar,tenha>u'es verfügen. 
Hievon muß jedoch mindesten's ein Mi,tglied 
.ausübender Erwerbsgärtner sein. Der Bewertul1Jgs­
beirat berät ,das Bundesministenum für Finanzen 
bei ,den im Abs. 3 bez.eichneten Feststellungen 
~nd bei weiteren' Maßnahmen, die zur Sicherung 
der Gleichmäßigkeit der Beweruung innerhalb des 
Bundesgebiietes ,zu treffen isind." 

22. § 53 Abs. 7Lit. a hat zu launen: 

"Ia) bei bebauten Gr,undstücken, soweit ein 
,durch.gesetzlich,e Vorschriften beschränkter Miet­
zins ,entrich,tet wird, ,en~rechend idem Anteil 
.der von ,der. Mietzinsheschränkung heuroffenen 
,nutzibaren Flächen ,an der 'gesa;ffi~en nutzbaren 
Fläche{Abs. 5), bei einern Anteil von 
100 v. H. his 80 v. H.an der gesamten. nutz­

h:mmFläche 60 v. H., 
weniger .aLs 80 v. H. his 60 y. H.an der ge'S'amt~ 

nutzbaren Fläche 55 v. H., 

weniger als 60 v. H. bis 50 v. H. an der gesamten 
nutzbaren Fläch,e 50 v. H., 

we~ger als 50 v. H. his 40 v. H. ,an ~der gesamten 
nut2ib:aren Fläche 45;<1. H., 

weniger als 40 v. H. his 30 v. H. ,an ,der gesamten 
nutz:baren Fläche 40 v. H., 

weniger :als 30 v. H. bis 20 v,. H. ,an .der gesamten 
i!1JutZibaren F,läch·e 35 v. H., . 

wenii:ger als 20 v. H. h~s 10 v. H. an der gesamten 
nutz:baren Fläche 30 v. H. und 

weniger als 10 v. H. an .der gesamten nutzbaren 
Fläche 25v. H.; 

bei der Ermittlu.rug 'des Anteiles der von der 
Mietz~n~beschränkun.g ,betroffenen nutzharen 
Fläche· sind ,die Wohnräume mit ik,er tatsäch­
lichen nutzbaren Fläche, Idie gewerblichen oder 
öffßntlichen Zwecken idienenden Räume jedoch 
nur mit ihrer ha>lben nrutzboaren Fläche 'anzu­
setzen; 'bei' Mietobjekten, ,für die nach dem 
31. Dezernber 1967 ein M~ewertragahgeschlos­
sen WlUl.1de, sind nur die Bestimmungen des § ,15 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz alls gesetZiIiche 
Mietz'insbeschränlkung im Sinne des ersten Halb­
satzes lanzusehen; .dieKürzun.g ist auch für Miet­
obj~k~e zu gewähr·en, ,die nach .diesem Zeinpunkt 
nachwdslich nicht bzw. Ilimt z.u einem höheren 
,als ,dem seinerzeit auf Grund Ides Mietenges.etzes, 
'des Pr.eisregelung'Slgesetzes IUtlId ,des Zinsstop­
gesetzes beschdnkten Mietzins V'ermietet werden 
können," 

23. § 68 hat zu la>uten: 

,,§ 68 

Bewertunlg 

(1) Die ru einem gewerblichen Betrieb ge­
hörigen Wirtscha.ft&güter 'sinJd vorbehaltlich .der 
Abs. 2 bis 4 in ,der Regel mit ,dem Teilwert 
aIllZlUsetZien. 

(2) Für .die Bewertung d'er Betriebsgrundstücke 
,gilt § 60 Abs. 4. Für die Bewertung der Geweroe-
<beremt~gung,en igilt § 61.Aihs. 4. . 

(3) Für ,die Beweruung von Wer,tpapieren, An­
teilen und Genußscheinen an Kapi.taIgei>eLIschaften .­
gilt§ 72. 

(4) Forrderu!1Jgen,aus Liefemmgen urui sonstigen 
Leistungen, ,die 'gemäß § 6 Z. 1 bis 3 des Um­
.satzsteueI1ges·etZies 1972 <i. ,d. g. F. von der Um­
Isatzsteuer,befreit 'sind, sinid rnrit 85 v. H. des 
Nennwer;uesanz·usetzen, sofern nicht besondere 
Umstände gemäß § 14 einen geringeren Wert 
begründen. 

(5) Der Gesamtwert Ides gewerblichen Betriebes 
ist ,die Summe ,der Werme, die sich nach den 
Abs. 1 bis 4 für die e.inlZie1nen Wir.tschaftsgüter 
ergeben, vermindert um die Schulden I\lI11d Rück­
lagen (§ 64) des Betriebes. iBei !der Ermittlung 
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ides Gesamtwertes 'sind die ß,etriebsgrundstücke 
(§ 60) und die Gewel"beber,echt~guIlJgen (,§ 61) 
mit ,dM für sie f.es~gestelltenEinheitswerten 
·anzU'setzen. " 

24. § 69 Z. lEt.a und b haben zu lauten: 

,,1. a) Verzimliche und unver:iinsliche Kapital­
fOJ.iderun~en jeder Art, soweit 's.ie nicht unter 
,lit. bund c faUen. Auf Inhaber lautende Teil­
schuLdverschreibungen, pf'arudbr~efe und Kom­
munalschuldverschrdbUlligen inländischer Schuld­
ner gehören nur insoweit zum :sonst~gen V er~ 
mögen, als ihr Wert insgesamt 100000 S/ über-
steigt; 

Ib) Spareml<ltgen, Bankguthahen, Postscheck gut­
haben und sOnlStige la.ufende Guthahen, in­
ländisch,e und a·uslänidische Zahlungsmittel; lauten 
diese ß.etr~ge auf SdlIilling, so g,ehören sie hei 
natürEchen Personen nur insoweit ZlUm sonst·igen 
Vermögen, als .sie ·i~g·esamt 100 000 S über­
ste~gen;" 

25. § 69 Z. 7 hat:ZIU lauten: 

,,7. W,ir.oschaft$güter, die einem land- und 
forstwir·tscha,fdich·en Betrieb oder einem gewerb­
lichen B'etrieb zu dienen bestimmt sind, tatsäch-
1ich 'an ,dem für .c1ie Veranl3lgung zur Vermögen­
steuer maßgebenden Zeitpunkt aber einem der­
<ltrtigen Betrieb ,des Bigentümers nicht dienen, 
insoweit ihr gemeiner Wert insgesamt 50000 S 
überst.eigt ;" 

26. § 69 Z. 8 hat zu l<lluten: 

,,8. Kuhfahrzeug,e ,und Anhänger, Luftfahr­
zeuge, Motor- ,und Sege~boote, Motor- und 
Segeljachten;" 

27. § 69 Z. 10 hat zu 13luten: 

,,10. Gegenstände aJUS edlem Met<ltll, Schmuck­
gegenstände und 'solche Lu~usgegens.tände, die 
nicht zur Ausstautung ,der Wohnung des Steuer­
pflichügen g,ehör.en, w,enm.· ihr gemeiner Wert 
~nsg.esamt 150 000 S übersteigt." 

28. § 74 Ahs. 1 Z. 1 hat zu ,Lauten: 

,,1. hei inländ~schen Schuldvel'schreiJbung,en mit 
Ausnahme der W,ande1schuldverschreibungen ist 
der Krors'wert maßgebend. Weicht dies'er Kurs­
wert um nicht mehr als 10 v. H. vom Nennwert 
ab, so ist .für aruf Schilling lautende Wertpapiere 
der Steuerkurswert mit 95 v. H. des Nennwer·tes 
i<ltnz,usetzen; bei OptionS/scheinen ist der Kurs­
wert maßgebend," 

29. § 76 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Bei der Ermittlung des Wertes des Ge­
samtver.mög,enis sind ,die Wirtsch·aftsgüt.er, für 

,die .ein Einheitswert festzu\rtiellenrst, mit dem 
f,esug,estellten Einheitswert anzusetz·en, wobei d~e 
Einheitswente ,Land-und forstwtrtschaftlicher 
Betriebe um die 'gemäß § 31 ,a f,esugestellten 
PächteranteileZiu vermindern sind. Die EinheitlS­
werUe hzw. EiMeitswert;anteiJe Vion Einfamilien­
h;iusern im Sinne des § 54 Abs. 1 Z. 4 sind um 
einen Betrag von höchstens 100000 S ibzw. um 
,den ,dem Anteil enusprecheiliden Teilbetrag von 
100000 S z,u kürzen." 

30.§ 77 Albs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Nicht abZiUgsfa;hig s~nd SchuLden und 
Lasten, soweit 'sie mit einem gewenblichen Betrieb 
in Wli11t'Scha!f,tlichem Zusammenhang stehen oder 
in wirtschaftllichem Zusammenihang mit Wirt­
schaftsgÜ'tern slleihen, Idie nicht .zum Vermögen 
im Sinne dieses Geset;zes gehören." 

31. Dem § 77 wind foLgender kbs. 4 angefügt: 

,,(4) Inden fäLlen, ,in ,den·en § 5 Abs. 3 des 
Vermögen:steuergesetzes in gel.te.nder Fassung 
Anwendung findet, Slillid nur jene' Schulden und 
Lastena:bz"ugsfäh~g, die im unmittelbaren wirt­
schaJftlichen Zusammenha.ng mit Wiroschafos­
güuern steh'en, die der inländischen Besteuerung 
,unter.!iegen. " 

32. Dem § 78 wenden ,folgende Abs. 5 und 6 
alligefiÜ~t: 

,,(5) 1m Falle ,der Zusammenrechnl\lng nach 
Abs. 1 oder 2 ist .die ,im § 69 Z. 5 li:t. a ange­
,führ,te Fr.eigrenze für jeden Berechtigten zu 
,gewähren. 

(6) Der Freibetrlag Inach § 76 Abs. 3 darf auch 
im Falle der Zus3lmmennechnung n-ach Albs. 1 
oder Ab:s. 2 ,den Betr,ag von 100000 S nicht 
übersteigen. " 

Artikel 11 

1. Die Bestimmungen .des Art. I Z. 1 bis 14, 
16,17 unJd 20 'sind erstmalig auf FeststeUungs­
und Vel1a.nla:gungszeitpunkte oder Vorgänge an­
zJUwenden,die nachdem 31. Dezember 1978 
lieg,enOider eintreten. 

2. Die :Bes,timmungen ,des Art. I Z. 15, 18, 
19, 21 I\lnd 23 bis 32 ,sind erstmalig auf Fest­
steHun,gs- und Veran:Ia:gung!Szeitpunkte oder Vor­
!gänge aIliZlUweniden, die nach dem 31. Dez·ember 
19761iegen oder emU,eten. 

3. Die Bestimmungen ,des Art. I Z. 22 sind 
erstmalig Ibei der Hauptfeststelll\lng der Einheits­
werte ,des Grun'ctvel'lITlögens zum 1. Jänner 1973 
uilid bei Fortschre~bun.g.en und NachfestIStellungen 
,der Einheitswerte dieser Vermögensart Z.um 

1. Jänhier 1974 anzuwenden. 
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ABSCHNITT II 

G run cl s t e u erg e set z 1955 

Artikel I 

D;;rs Grundsteuer,gesetz 1955, BGBL Nr. 149, 
in der Fassung der Burude~gesetze BGBL Nr. 146/ 
1963, 327/1963, 182/1965 und 406/.1974 wird wie 
folgt geändert: 

§ 20 A'bs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Dieilffi Anschiluß an <die Hauptfeststdlung 
der Einheits·werte festzusetzenden G.rund&teuer­
meßheträge werden erst mit den im § 20 Ahs. 3 
erster Satz des Bewertung~g'esetzes 1955 genannten 
Zeitpunkten wirksam. B~s zu diesen Zeit,punkten 
gilt die bishedge Veranlagung, soweit nicht die 
Voraussletzungen für di,e Durchführung von 
Fortschreibungsveranlagungen oder Nachver.an!'a­
gung·en gemäß §§ 21 und 22 des Grundsteuerge­
setzes 1955 gegeben sind; beim Vorliegen der 
erwähnten Vonussetzungen sind FortschIlei­
hungsveran,L.gungen und Nachveranlagungen der 
Grundsteuel'meßbeträge auch zu den Haupofest­
stellungszeitp.unkten g,emäß Abs. 1 Z. 1 durch­
zuführen. " 

Artikel 11 

Die Bestimmungen des Art. I sind erst­
malig auf Feststellungs- und V eran~agungszeit­
punkte oder Vor.g~nge anzuwenden, die nach 
dem 31. iDe~ember 1978 liegen oder eintreten. 

ABSCHNITT I.II 

Ein kom m e n s t e u erg e set z 1972 

Artikel I 

Das Einkommen'steuergesetz 1972, BGBl. 
Nr. 440, inder Eas'Sung der Bundesgesetze BGBL 
Nr. 493f.1972, 27/1974, 409/1974, 469/1974, 335/ 
1975, 391/1975, 636/1975, 143/1976 und 664/1976 
wird wie folgt ,geändert: 

1. § 40 und seine Überschrift haben zu lauten: 

;,F re i b e t rag bei b 'e s tim mt·e n Kap i­
t,alerträgeh 

§ 40. Sind lciie Vorausset~ungen für ejne Ver­
anl,agung nach § 41 nicht gegeben, so ist 'bei der 
Veranlagung, wenn :m den Einkünften aus Ka:pi­
talvermö,g,en steueralbzugspflichtige Gewinnan­
teile aus Aktien (Div,idenden) oder Gewin.nanteile 
und Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirt­
schaf~sgenoss,enschaftJen enthalten sind, ein Betrag 
bi~ zur Höhe dieser steuerabzugs:pflic.1.tigen Ein­
künfte, höchstensj.edoch ein Betrag von 7000 S, 
abzuziehen. UnteIibrleibt -eine Veranlagung, weil 
das Einkommen ,den Betrag von 19 500 S (§ 42 
Abs. 1 Z. 3) nicht ü1bersteigt, so ist die von den 
Gewinnanteilen und Zirisen im Sinne des ersten 
Satzes einbehaltene KapitaIertr.agsteuer auf An­
trag des Steuerpflichtigen zu erstatten. Der An-

trag kann bis zum Ende des auf den Veflanla­
gungszeitraum .z;weitfolgend.en Kalenderjahres ge­
st,ellt werden. Die Erstattung ist nur durchzu­
führen, wenn die einbehaJltene Kapita!ertrag­
steuer den B<etra.g von 30 S ·Üiberstei,grt." 

2. Die Albs. 1 his 3 des § 41 haben zu huten: 

,,(1) S~nd im 'EinkommenEinkürufteenthalten, 
von denen ein Steuerabzug vom Arbeitslohn vor­
zunehmen ist, so wird ,der Steuerpflichti.ge nur 
veranlagt, w.enn 

1.die anderen Einkünfte,ausg;enommen die 
steuerabzug&pflid1Jtigen Eünkünfte aus Kapi­
talvermögen, mehr als 10000 S betragen 
haben oder 

2. im E'inkommensteuerabzugspflichti,ge Ein­
künfte aus KapitalV1ermö.gen von mebr als 
7 000 S enthalten sind. 

(2) Sind. die Veranil1agungsgr.enzen des Abs. 1 
nicht .erreicht, so findet ,eine Veranlagüng nur 
auf Antrag des Soeuerpflid1Jtirgen Sltatt, wenn 

1. in den Einkünften aus Kapitalvermögen 
steuerahzu,gspflichtige Gewinnaillteileaus 
Aktien' (Dividenden) oder Gewinnanteile 
und Zinsen ·aus Anteilen .an Erwerbs- und 
Wirtscha.fosgenossenschahen enohJaLten sind 
und die von .diesen Kapitalerträ;gen einbe~ 
haltene Kapitalertragsteuer deri Betrag von 
30 S übersteigt oder 

2. die Summe der Einkünfrte im Sinne des 
Abs. 1 Z. 1 einen V,erlust ergeben hat oder 

3. ihm ein Verlustabzug gemäß § 18 Abs. 1 
Z. 4 :zus.neht oder 

4. ihm beDm Steuenbzug vom Arbeitslohn 
nicht geltend .gemachte Sonderausgaben oder 
außergewöhnliche BeIastuJl1gen erwachs,en 
sin.d 'Und die Voraussetzungen für eine V,er­
anlagung nach Abs. 1 oder § 39 im voran­
gegangenen Kalenderjahr ge,geben sind oder 

5. zur V.ermeidung einer Doppelb.eslJeuerung 
eine ,im Ausland entrichtete Einkommen­
'steuer auf ,die inländische Einkommensteuer 
aJnzurechnen .ist. 

Der Antrag kann his zum Ende des auf den 
Veranl!ag.ungszeitraum .:z;weitfolg;enden Kalender­
jahres gestellt werden. Ergübt sich im Falle der 
Wiederauifnahme des Verfahrens, daß die Vor­
aussetzungen der Z. 2 bis 4 vorliegen, S,o ist eine 
V'eranlagung vorzunehmen. lost ein Jahresaus­
gleich von Amts weg,en (§ 72 AJb.s. 3) nur deshalb 
nicht durchzuführen, weil die Summe der 
steuerpflich,tigen Einkünfte aus nichtselbständi­
ger Arbeit 100000 S nicht übersteigt, dann ist 
die be.antragte V.eranlagung nur durchzuführen, 
wenn die im Aib!zu,gsweg einbehaltenen Beträge 
die zu veranlagende Einkommensteuer Ülber­
steig,en. 

(3) Findet eine Veranlagung von lohnsteuer­
pfLichoig;en EinkJiinftengemäß Ahs. 1 oder 2 statt, 
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SO is,t von den anderen: Einkünften, ausgenom­
men die steuerabzugs,pflichtigen Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, ein Betrag bis zur Höhe dieser 
Einkünfte, höchstens jedoch ein ,Betrag von 
10000 S, laJbzu.ziehen. DieserFI1eihetrag daf1f die 
Einkünft.e, von denen ein Steuerabzug vom Ar­
beitslohn vorzunehmen war, nicht übersneigen. 
Sind in ,den Einkünften aus KapitaLvermögen 
sbeuerabzugspflichtige Gewinnanteile aus Aktien 
(Dividenden) 'Oder Gewinnanteile und Zin~en 
aus Ante.iJlen ,m Erwer.bs- und Wirtschafts,ge­
nossenschaften entha:Iben, so ist von diesen ein 
Betrag b~s zur Höhe dieser steuerahzugspflichti­
gen Eink.ünfbe, höchstens jedoch ein Betrag von 
7000 S,ahzuziehen." 

3. Der Abs. 1 des § 42 hat zu lauten: 

,,(1) Der unbeschränkt Steuerpflichtige hat 
eine Steuererkilärung für das abgelaufene Kalen­
derjahr (Veranlag,ungszeitraum) abzugeben, wenn 

1. er v.om Finanzamt dazu aufgdorder:t wird 
oder 

2. das Einkommen ,ganz oder teilweise aus 
Einkünften ~m Sinne des § 2 Abs. 3 Z. 1 bis 3 
bestanden hat und der Gewi,nn auf Grund eines 
Betriebsvel'mögensvergleiches zu ermitteln war 
oder ermittelt worden ist oder 

3. ,das Einkommen mehr als 19 500 S betragen 
hat und darin BiIllkünfte im Sinne ,des § 41 
Abs. 1 Z. 1 von mehr als 10 000 S enthalten sind 
oder 

4. in dem Einkommen steuerabzugspflichtige 
Einkünfte .aus Kapitalvermögen von mehr als 
7 000 S enthalten sind." 

4. Der Abs. 3 des§ 1221hat zu lauten: 

,,(3) Für unbewegliche Wirtschafts,güter, für 
die weder nach § 8 .Nbs. 2 Z. 1 Iirt. abis c noch 
nach § 34 Ahs. 1 .des Stadterneuerungsgesetzes, 

. BGEL Nr. 287/1974, eine vorzeitige Abschrei­
bung zuläss'~g ist, kann abweichend von den Be­
stimmungen des § 8 Abs. 2 erster Ha'lbsatz von 
den HersteLlungskosten (TeilhersteHungswsten) 
der Kalenderjahre 1976 his 1979 eine V'Or:z.eitige 
Abschreibung im Sinne des § 8 vorgenommen 
werden. Diese vorzeitige Abschreibung i'st für 
Herstellungskostlen{T eilherstell ungsIwsten) der 
Ka,lenderjahre 1976 und 1977 mit 50 v. H., für 
Herstellungskosten (Te.ilherstellungskosnen) des 
Kalenderjahres 1978 mit 30 v. H. und für Her­
stellungskosten (Tdlherstellungskosten) des 
Kalenderjahres 1979 mit 25 v. H. der Herstel­
lungskosten (Teilher,steMungskosten) begrenzt. 
Voraussetzung ist, daß mit der t:lltsächlichen Bau­
ausführung nam dem 31. Dezember 1975 begon­
nen wird. Ausgenommen von dieser vorzeitigen 
Abschreibung sind Gebäude, soweit si,e nicht un­
mittelbar ,dem Betriebszweck dienen. Die übrigen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die 
vorzeitige Abschre~bung gelten sinngemäß." 

Artikel 11 

Die Bestimmungen des Art. I Z. 1 bis 3 sind 
anzuwenden, 

1. wenn ,die Einkommensteuer v.eranlagt wird, 
erstmaLs hei der Veranhgung für ,d~s Kalender­
jahr 1977, 

2. beim Steuer abzug in sonstigen Fällen für 
die Zeit ab 1. Jäl1il1er 1977. 

ABSCHNITT IV 

G ewe Ib e s t e u erg e set z 1953 

Artikel I 

Das Gewerlbesteuergesetz 1953, BGBL Ni'. 2/ 
1954, in der Pas·sung der BundeS/gesetze BGBL 
Nr. 191/1954, 59/1955, 303/1959, 194/1961,160/ 
1966, 2/1967, 44/1968, 278/1969, 439/1969, 374/ 
1971, 442/1972 und 17/1975 undcLei- Kund­
rp.achun~en BGB.I. Nr. 11/1961~· 266/1963 und 
265/1964 wird w,ie folgt geändert: 

1. Am Schluß der Z. 3 des § 8 tritt an die 
SteHe des Punktes ein Strichpunkt. Als Z. 4 wird 
dem § 8 angefügt: 

,,4. die Gewinnanteile jeder Art aus der un­
mittelbaren Betei!ligung an einer inländischen 
Ka.pitlalgesellscha·fit (§ 1 Ahs. 2 Z. 2), wenn die 
Beteiligung !>eit mindestens zwölf Monaten vor 
dem Schluß 'des für di,e Ermittlung Ides Gewerhe­
ertrages maßgebenden W~rtscha:ftsjahres ununter­
brochen in Form von Aktien oder Anteiilen min­
destens zu einem Viertel bestanden hat und die 
Gewinnanteile bei der Ermittlungdesß.ewin:nes 
(§ 6) angesetzt worden sind. Die Besümmungen 
des § 63 Ahs. 2 des Bew'ertungs,gesetz'es 1955, 
BGBL Nr. 148, in der F.assung des Bundesgesetzes 
BGBL Nr.172/1971 sind sinngemäß ~nzuwenden. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinng.e-· 
mäß für entsprech:ende Beteiligungen an einer 
ausländischen Gesellsmatft, die ,einer inländismen 
KapitalgeseUscha.ft vergIeichbar ist." 

2. Am Schluß der Z. 2 des kbs. 3 des § 12 
tritt an :die SteHe ,des Punktes ,ein Strichpunkt. 
Als Z. 3 wird dem Abs. 3 des § 12 ang.efügt: 

,,3. den Wert (TeilweI1t) einer zum Gewerhe­
ka:pital gehörenden Beteiligung im Sinne des § 8 
Z. 4." 

3. § 25 Ahs. 2 hat zu lauten: 

,;(2) überstleigtdie Lohnsumme des Gewerbe­
betriebes im Kalendermonat. nicht 15000 S, so 
werden von ihr 10000 S ,abg,ezQgen." 

Artikel II 

Die Bestimmungen des Art. I sind erstmals 
für die Zeit nachdem 31. Dezember 1977anzu­
wenden. 
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ABSCHNITT V 

Familienlastenausgleichsgesetz 
1967 

Artikel I 

Das Familien1.as"enaus~leichsges'etz 1967, BGBL 
Nr. 376, in d·er Fassung der Bundesgesetze BGBL 
Nr. 302/1968, BGBL Nr. 195/1969, BGBL 
Nr. 10/1970, BGBl. Nr. 415/1970, BGBL 
Nr. 116/1971, BGBL Nr. 229/1971, BGB!. 
Nr. 284/1972, BGBL Nr. 23/1973, BGBI. 
Nr. 385/1973, BGBI. Nr. 29/1974, BGB!. 
Nr. 418/1974, BGBL Nr. 290/1976 und BGBL 
Nr. 711/1976 wird wie folgt geändert: 

Im § 41 Abs. 4 hat der letzt,e Satz zu lauten: 
"Üherste1gt die Beitrag&grundlage in einem 

Ka<1endermonat nicht den Betrag von 15000 S, 
so verringert 'sie 'sich um 10000 S." 

Artikel II 

Art. I ist auf Lohnzahlungen anzuwenden, ,die 
nach dem 31. De1Jember 1977 vorgenommen 
werden. 

ABSCHNITT VI 

Bundesabgabenordnung 

Artikel I 

Nr. 201/1965, 134/1969, 224/1972, 262/1972, 
577/1973,787/1974 und 667/1976 und der Kund­
machungen BGBL Nr. 141/1966, 472/1974 und 
48/1977 wird wie folgt ·geändert: 

Der Abs. 1 des § 212 hat zu lauten: 

,,(1) Auf Ansuchen des Abgabepflichtigen 
kann die Abgaherubehör.de für Ahgahen, hin­
sichtlich derer ihm gegenÜ'ber auf Grund eines 
Rücksta.ndsauS1weises (§ 229) Einbringungsmaß­
nahmen für den Fall des bereits erfolg"en oder 
s.päteren Eintritt'es a.ller Voraussetzungen hiezu 
in Betrachttk.ommen"den Zeitpunkt Ider Ent~ 
richtung der Abgaben hinausschi'eben (Stundun.g) 
oderdi,e Entrichtung in Raten bewilligen, wenn 
die sof,ortige oder die 'sofortige vo\.le Entrichc. 
tungder Ahga:ben, für den Aibgahepflicht'igen mit 
erheblichen Här"en verbunden wäre und die Ein­
bringlichkeit der Abgaben durch den Aufschu1h 
nicht gefäh1"det wird." , ,I 

Artikel II 

Die Bes6mmung des Art. I i'st ab 1. IJezem­
ber 1977 anzuwenden. 

ABSGHNITT VII 

Die Bundesah~a.benor,dnung, BGB!. Nr. 194/ Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
1961, in der Fassung der Bundesgesetze BGBI. der Bundesminister für Finaruzen betnut. 
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Erläuterungen 

Abschnitt I 
Zu Art. I: 

VOIilieg,em!er Gesetzesentwurf sieht zur Haupt­
v,er,anlagung der Vermögensteuer zum 1. Jänner 
1977 eine Reihe VÖll Bestimmungen vor, die 
VIerhindern sollen, ,daß auf dem Gebiete der Be­
stcmerung Meiner VermÖigen durch die Anhebung 
des Vermög,e11lSteuers,atz,es von 0,75 v. H. auf 
1 v. H. 'durch ,die Novelle zum Vermögensreuer­
g,esetz 'vom 30. November 1976, BGBL Nr. 665/ 
1976 Härten auftreten hzw. daß ,durch die Ent­
wick.iungdrer Einheitswerte des Grnmdhesitzes 
bzw. durch die allgemeine Geldentwicklung ein~ 
größer,e Anzahl von Pel'sonen zusätzl,ich z,ur 
Ver,~Öig~nsteuer heranzuziehen sein wird. In 
diesem Rahmen ist ,daher v.orgesehen, den Ah-
5chlag für Einfamilienhäuser wesentlich zu er­
höhen und die B'enachteil~~ung bei einfachen 
Einfamilienhäusern zu beseitigen. Andererseits 
ist vorgesehen, ,die ,Begü11lSüg,ung von Personen, 
die mehrere Einfamilienhäuser ibesitzen, zu be­
l>eit~gen. In gleich.er Weise sLnrd Erhöhungen der 
Freibeträge hei der Ermittlung des sonstigen 
Vermögens, insbesondere für Spar,!;'uthaben und 
für festverZiins1ich,e Wertpapiere, vorge~ehen. Zu 
einer wesentlichen Verwaltungsverreinfachung 
sollen neue ;Bestimmungen über die Bewerrung 
,festverzinslicher Werrpapier,e dienen. überdies 
,sind auf dem Gebiete der Bewettung ·des son­
'stigjen Vermögens gewisse Kla11SteLlungen bzw. 
Anpassungen rdes bisherigen Gesetz,estextes an 
rdieall1gemeine Entwicklung vorgesehen. 

Zur Berücksichtigung ider Unsicherheit·en in 
,der Exportwirtschaft ersche~nen hesondere Maß­
.nahmen auf dem Gebiete oder Bewertung von 
Forderungen aus diesbeZiüglichen Geschäftsbezie­
hung,en ,erfoliderlich. 

Für die ZJum 1. Jänner 1979 durchzuführende 
Hauptfeststellung der Einheitswerte des lan~­
und forstwirtschaftlichen Vermögrens müssen dIe 
Vorarbeiten z,ur z.eitgerechten Durchführung 
dieser HauptfestJstel1ung bel'eits im Jahre 1977 
beginnen. Um ,diese Hauptfeststell.ung einfach 
und den ,derzeitigen Ertrag.sverhä1tni,~sen ent­
sprechend ;durchführen zu können, sind eine 
Reihe von Bestimm'lln@en vorgesehen, ,d.ie diesen 

Zielen .dienen. Einzelne B.estimmungen sollen 
hiebei nur .die her,l1schende Praxis mit der 
GesetZJeSilage in übereinstJimmung br,ingen. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Zu Art. I Z. 1: 

Bereits seit .der Hauptfeststellung d'er Ein­
heit:~wen.edes Grundbesitzes zum 1. Jänner 1963 
besteht Idie Regelung, ,daß die HauptfeststJellun.gs­
besche~de ,erst 2m einem späteren Stichtag W'irk­
,sa:m wel1den. Dies hat '.lich iauch bei Iden Haupt­
,feststellungen zum 1. Jänner 1970 und 1. Jänner 
1973 überaus hewährt, .da hiedurch bei allen 
l1egelmäßig zu ver.an1a'gencLen Steuern - w~e 
z. B. Vermögensteuer, Gewerbesteuer, Grund­
steuer - Verspätungen hei der Besche,icLerstel­
lun" nach Möglichkeit vermieden werden und 
die" Steuerpflichti~en hiedurch nicht Gefahr 
laufen NachrzJahlungen für mehrere Jahre ge­
wärti~en zu müssen. Allerdin,gs erfolgte bis~er 
die Re.gelung, daß Hauptfeststellungsbesche1de 
erst mit Beginn des jew,eiligen FoLgejahres wirk­
sa:m wel'lden sollen, in eig,enen Gesetzen bzw. 
in besonderen Artikeln fZU Nov,ellen zum Be­
wertung·~gesetz. Es ,dürfte sich als zweckmäßig 
erweisen, diese Bestimmung, die sich in .der 
PraXi~s überaus bewährt hat, als DaJUeroesum­
mung Ln ,das Bewertungsgesetz selbst zu über­
nehmen. 

Zu Art. I Z. 2: 

Der Mindestb etrag, der für eine Wertfort­
schreibung bei Einheitswerten ,des Grundver­
mögens als Abweichung vorlie~en muß, soll von 
2 000 S ·auf 5 000 S erhöht wenden. Diese Knde­
rung .dient ,ausschließlich der Verwaltun,gsreform 
und 'Soll verhindern, ,daß bei ,relatJiv unbedeuten­
,den Objekten - überwiegend wird es sich hiebei 
um Schl1eberg,artenhütten u. ä. handeln - jede 
kleinere Verändel1Ung im Gebäwdebestand oder 
inder Ausstattung zu einer Wertfortschreibung 
,führt. 

Zu Art. I Z. 3: 

Durch den Zukauf fremder Erzeugnisse bei 
einer Anzahl von Land- und forstW'irtschaftlichen 
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Betrieben (z. B. Blumen, Wein) werden die Um­
sätze solcher Betriebe wesentlich g,esteigert. Der 
prozentuelle A,nteildes Einkaufswertes fremder 
Erzeugmrsse 'am Umsatz des Gesamtwertes wird 
als Schlüssel bei der Trennung landwirtscha,f,t­
licher J3,et1'1eb zu Gewerbebetr:ieb her,angezogen, 
wobei übliches Zubehör, WLe Fla:schen, einfache 
BLumentöpfe u. ä., außer Betracht bldben. Durch 
,diese neuen Bestimmungen wird es ermöglicht, 
bis zu einem bestimmten AlUS/maß Zukäufe zu 
täcigen, ohne ,daß h~edurch ,die E1genschah ,des 
.Iandwirtsch·afdichen Betriebes, !des gärtnerischen 
Betriebes, des Weinbaubetr:iebes usw. verloren­
geht. 

Zu Art. I Z. 4: 

Durch die vOl'gesehene Neuregelung der Be­
,stimmungen über ,den Pächtera:nteil in § 31 a 
und die Untentellung im § 32 Ahs. 2, daß der 
notwendige B'estland an Wiirtscha:fts'~ebäiuden vor­
handen ist, erscheint vorliegende Neuf,assung 
erforderlich. 

Zu Art. I Z. 5: 

Die bisherige Regelung in § 30 Ahs. 2 stand 
weder mit den übrj,g,en Bestimmuin,gen des Be­
wertungsgesetz,es noch mit jenen ,der Bundes­
,ruhgabenordnung im Einklang. Es ,ergaben sich 
bei ,der Vollziehung solche Schwie,rigkeiten, ,daß 
sie in keinem· VerhältnLs zur wirtschaftlichen 
Bedeutu,ng idieser Be&tLmmung standen. Ins­
besondel'e war es praktirsch unmöglich, bei einer 
teilweiJsen Verpachtung eine Relation zrum Ge­
~amtwert herzustellen, wie ,dies z. ,B.dann der 
F,all war, wenn von einem 100 Hektar großen 
Betrieb lediglich einige Hekta:r verpachtet waren. 
übel1dies ergaiben sich hiinsichtlich des wert­
mäßigen Ant'eils für Pächter und Verpächter in 
EinzelfäHen dann Probleme, wenn bei'de ver­
mögensteuerpflichtig waren. 

Die vOl1gesehene Neur,egelung will diese Pro­
bleme heseitigen und Idie Bewertung des Pächter­
anteils wesentlich ver,einfachen. Hinsichtlich land­
wirtschaftlicher Frlächen wi!1d hiebei entsprechend 
der bj,shel'igen Pr:a~i:s ,das Verhältnis !Z.wischen 
Verpächter und Pächter im Gesetz festgelegt, 
wobei ider Viehzucht eine stärkere Bedeutung 
zukommt ,aJ,s ,dem Ackerbau, da dasl1ergelmäßig 
im Eigentum des Pächters stehende Vieh den 
Ertl'agstäl'ker beeinfLußt als aHfäHige Mat>chinen, 
dLe nicht unbedliIligt im Eigentum :des Pächters 
stehen müssen, sOIlidern z. B. auch im Wege eines 
Maschinenringes zur Verfügung stehen können. 
übel'dves ist hieibei grundsät7Jlich ein Pächter­
anteil nur für jene Hächen festzUiStellen, die 
verpachtet sind, so ,daß der oder ,die Pächter 
keinen Anspruch mehr haben ·aufBekanntgabe 
des auch di.e nichtv;erpachteten Teille ,des Betriebes 
umf'a:sseIliden Gesamteiniheitswer,tes. Der Verwal­
tungsvereinfachung soll jene :Bestimmung dienen, 
wonach Pächteranteile unter 20 000 S nicht fest-

zustellen sind, wobei aber für den oder die Ver­
pächter, rue in derPnaxi,s viel häufiger vermägen­
steuerpflichtig sind ,als ,die Pächter, ebenfa:lls der 
Grundsatz gelten soll, daß auch hier erst ab 
Pächter.anteiIen von insgesamt 20 000 Seine Fe'St­
stdlrung erfonderlich ,ist. ühel1dies soll Vorsorge 
rgetroffen wellden, Idaß bei Änderung .des Pacht­
vrerhältnisses auch die Bescheide über die Pächter­
anteile g,eändert werden können. Generell ist 
zu bemerken, idaß nur dann ,dort eine Bescheid­
ZJustellung erfolgt, wo Vermö,gensteuerpflicht 
vorlieg,t. 

Zu Art. I Z. 6: 

Bei der Bew,irtsch'af,tung eines landwirtschaft­
,lichen Betriebes ist ein notwendiger Bestand an 
WirtschaftsgebäJuden ·erfonderlich. Entsprechend 
,der bisherLgen Praxis wird unterstellt, ,d:aß Wrirt­
scha:ftsgeb~ude im notwendigen Ausmaß zur Ver­
fürguIlig stehen und es kostenmäßig gleichgühig 
'ist, ob Kosten für Errichtung und Erhaltung 
der Gebäude anf,allen oder ,eine entsprechende 
Miete. 

Zu Art. I Z. 7: 

Da bereits .für alle landwirtschaftlichen Be­
triebe ,die recht1S~räftigen Bodenschätzunrgs­
ergebnisse vorli.egen, wenden künftig bei der 
Beurteilung der natürlichen Ertl'agsbedingungen 
nur mehr ,solche E1'1gebnisse her'angezogen. 

Mit Ider Neuformulierrung der Z. 2 Lit. a und 
lit. hergeben sich keine Änderungen, sondern' 
ledi.glich nur AnpaJSsungen an betrnebswirtschaft­
liche Definitionen, ,die schon bi~her im Rahmen 
rdesBewertungsbeimtes gebräuchlich waren. 

Neu ist hingegen die Einbeziehung der 
"Betl1iebsgröße" unter lit. c als gesondener 
Maßstalb für ,die Beur'teilung ,der nachhaltigen 
Ertmgsfähigkeit. Die bisher im § 36 Abs. 2 
zweiter Satz enthalten gewesene Bestimmung, 
nach welcher hinsichtlich :der Betriebsgröße nicht 
Idie tatsächliche Bet1'1iebS1~röße, sondern die in der 
betr.effenden Gegend für die Bewirtschaftung 
als regeLmäßig ianZJusehende Betriebsgröße zu 
,unterstellen ist, konnte nicht mehr beihehalten 
wel1den, wem ,durch die MechiaJnisierung die 
rBetl1iebsgröße einen ,wesentlich gewichtigeren Ein­
flußauf :die erzie~baren Reinerträge .ausübt als 
früher. Info1ge ,dergiroßen UnterschLedlichkeit 
ider Betriebsgräßen ininerhalb von kleinen Ge­
hi.eten war ,die FeiS,tstellung einer als "regelmäßLg" 
,anzusehenden gegendÜiblichen Betriebsg'röße 
,schon bisher immer problematisch. 

Zu Art. I Z. 8 und 9: 

Der vorliegende Entwurf ändert die derzeit 
~eltenden Bestimmungen betreffend die Ermitt­
lung des Wohnungswertes insofern ab, als nun­
mehr eine prozentuelle Verknüpfung des Woh­
nungswertes an den VIergleichswert nicht mehr 

3 

485 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 11 von 36

www.parlament.gv.at



12 485 der Beilagen 

gegeben ist. Dies bedeutet, daß eine Änderung 
des Ver,gleich'swertes' (beispielsweise durch Flä­
chenanderung) nun nicht auch zw,an,gsläufig zu 
einer Änderurig des Wohnungswertes führen 
muß, wenn im Bestand desWdhngebäudes keine 
Änderung eintritt. Durch die Einführung des 
absoluten Betrages von 2S 000 S wird nunme'hr 
auch eine gleichmäßige steuerliche Behandlung 
aller landwirotsch'aftlichen Betriebe und Wein­
baubetriebe h~nsichtLich des Bestandes an Wohn­
gebäu.den erzielt. Darüber hinaus w,i!'d s,ich durch 
diese Bestimmung ,auch eine Verwaltungsrverein­
fachung erg~ben. 

Zu Art. I Z. 10: 

Im Abs. 1 wi!'d der Hau:ptver~leichsbetrieib hin­
sichtlich seiner natürlich,en und wirt'schaftlichen 
Ertra,gsb~dingungen kurz charakterisiert. Die Z 

. I k I u Art. I Z. 13: emze nen Me!' ma e dieses Hauptvergleichs-

Wenn nach Abs.4 bei der HektJar,satzermi.ttlung 
für a1J.e übrigen Betriebe hinsichtlich der äußeren 
und der inneren VerkehrsIage ortsübliche V,er,­
hä>ltnisse zugrund'e zu leg,en 'sind, hedeutet dies 
eine wesentliche Vereinfachung hei ,der Durchfüh­
rwng ,der EinheiMbewel1tung. Durch, entspr,eche!lde 
Gruppierung ,der Betriebe innerhaLb eines Ge­
bietes wird auch auf diese Art den tatsächlichen 
Verhältnissen mög'lichst nahegekommen. Hiebei 
ist ,davon aus.zugehen, daß zufolge der hi'l>to­
rischen EntwickLung der Besiedlungslformen in 
den einzelnen Gebieten gleichzeitig verschiedene 
Erscheinungsformen der ortsüblichen Verhält­
nisse, insbesoIllder.e hinsichtlich der [nneren' Ver­
kehmlage ,der Betriebe, ZIU berücksichtigen sind. 
Es darf darauf hingewiesen werden, daß in der 
Pr,axis bereits hisher malog vorg,egangen wurde. 

betriebes werden wie bisher vom Bundesmini- , Im wesent'lich,en wel1den die bisherigen Bestim­
sterium für Finanzen nach Beratung im Bewer- mU1logen berbehalten. Abs. 2 Z. 1 lit. ,a wir1d hin­
tungsbeirat durch Verolldnung rechtsvel"bindlich fällig, da alle laJndwirtschaditlichen Nutzflächen 
f.estgestellt und im "AmtsbLatt zur Wiener Zei- des Bundesgebietes zu landwirtschalftlichen Be­
tung" kundgemacht. Neu ist, .daß ,für den Ha,upt- trieben gehören und daher k'eine Flächen vor­
vergleichsbetrieb diJe Bo'denklimazahl mit der liegen,' für die betriebswirtschaftliche Se1bständig­
Wertzahl 100 (beste natürliche E!'tragSibedingun- keit angenommen werden kann. Aus ,den glei­
gen) anzunehmen ist. chen überlegungen ;wurde Abs. 2 Z. 5 vereinfacht, 

Der Abs. 2 b~inhar!tet 'die Bedeutung der Ver- da Abbauland inder Regel zum Grurudvermögen 
gehört bzw. T,eich-, See- ul1id FLußflächen dem 

gleichsbetr~elbe als Hauptstützpunkteder Be- übrigen land- und forstwirtschaf.t,lichen VeI'ffiö-
wertung, wobei besonders hervorgehoben wi'rd, gen zuzurechnen sind. Bei den im zweiten Satz 
daß diese für die jeweilige Gegend ke11:l1zeichnend des Abs. 3 genanriten Flächen handelt es sich vieI­
sein ,müssen und in ihrer Gesamtheit einen Quer- fach um Flächen im Hochgebirge, die nicht mehr 
schnittübe,rdie Ertragsverhältnisse a.Her land- alpwir,tschaftlich genutzt wer,den, allmählich ver-
wirtschafdichenBetriebe des Bundesgebietes dar- ' 
stellen. wachsen oder verheiden und daher nur mehr 

" 

Die Bestimmungen des Abs. 3 entsprechen 
jenen des früheren Albs. 2. 

Zu Art. I Z. 11: 

Die Neuf.assung der Bestimmungen der Abs. 1 
und 2 ergi'bt sich ,Eolgerichtig auf Grurid derÄn­
derung.en im§ 32 Albs. 3 Z. 1 Ulnd 2. Der Abs. 3 
wird unverändert be~behaken, während' der frü­
here Abs. 4 hinfällig geworden ist, da für aBe 
lan,dwirtscha.ftLichen Nutzflächen die Ergebnisse 
der Bodenschätzung. bereits vorliegen. 

Zu Art. I Z. 12: 

Die w,esentlichste ,Abänderung gegenüber den 
bisherig,en Besti.mmungen ergibt sich im Abs. 1, 
in welchem vorgeschrieben wird, daß für die Be­
trieb51zahl 100 der Hek,tarsa,tz nicht vom BUnides­
ministerium für F.inanzen mit Verordnung, son­
dern mit &undeSigeSietz festzusetzen ist. Gegen­
über der bisherigen Praxis tritt jedoch dadurch 
keine Änderung' ein, da bisher schon bei den 
Haupnfeststel1ungen dieser Hektars,atz vom Ge­
sctZigeber f,estgesetzt w,ul1de. 

jagdlich von Bedeutung sind. 

Zu Art. I Z.14, 18, 19 und 21: 

Die Bestimmungen des Bewertungsgesetzes be­
treilend ,die ZUlsammen5etzung der einzelnen Ah­
teilungen des Bewertungsbeirates wurden den 
nunmehrigen. Gegebenheiten im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft angepaßt, da es 
Schwierigkeiten bereitete, Mitglieder mit den 
bisher vorgesehenen Voraussetzungen zu finden, 
die auch das nötige Interesse und das erforder~ 
liche Fachwissen für die schwierigen Probleme 
im Bewertungsbeirat alUfwei:s,en. 

Zu Art. I Z. 15: 

Die Neufassung des § 43 ergibt sich auf Grund 
der Be~timmung ,des § 38 Albs. 1, nach welcher 
für die Betriebszahl 100 der Hektarsatz mit 
Bundesgesetz festzulegen ist. Der Bewertungsbei­
rat wird daher künftig mit Beratungen bezüg­
lich der Höhe des Hektarsatzes für die Betriebs­
zahl 100 nicht mehr befaßt werden. Hinsichtlich 
der übrigen Aufgaben dieses Beirates treten je­
doch keine Änderungen ein. 
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Zu Art. I Z. 16: 

Hier soll lediglich der Gesetzestext an die seit 
J ;lhren in öste~reich 'bestehende Praxi:s ange­
glichen werden, wonach bei nicht voll bestockten 
Flächen ein entsprechender Blößenanteil unter­
stellt wird. 

Zu Art. I Z. 17: 

Nach der bisherigen Praxis, die durch das Ge­
setz nicht gedeckt war, wurden Wälder mit einer 
Fläche bis Zu 100 Hektar - Zur Hauptfest­
stellung zum 1. Jänner 1970 wurde diese Grenze 
auf 200 Hektar erweitert· - und für die kein 

. Wi~tsch:1ftsp1an vo:dag, einer vereinfachten Be­
wertung unterzogen. Diese vereinfachte Bewer­
tung ergab mitunter erheblich niedrigere Ein­
heitswerte, als sich nach den kundgemachten. 
Hektarsätzen ergeben hätte. Es erscheint nun 
nicht angebracht, Waldflächen nur deshalb unter­
schiedlich zu bewerten, weil ein Woirtschaftsplan 
vorhanden ist, zumal auch. die Frage, was als 
Wirtschaftsplan anzusehen ist,' mitunter auf 
Schwierigkeiten stößt. überdies war es Betrieben, 
die nach der vereinfachten Methode bewertet 
wurden, nidlt zumutbar, ein Rechtsmittel durch­
zufechten, Idenn stilbst Wienndas Rechtsmittel 
begründet war, ergab sich in der Erledigung ein 
höherer Wert, da ja eine Berufungsentscheidung 
nur auf die kundgemachten Hektarsätze aufge­
baut werden konnte. An und für sich erscheint 
es gerechtfertigt, daß für den Kleinwald zwischen 
10 und 100 Hektar eine vereinfachte Bewertung 
Platz greift, wie dieS IstebS,der Fall W1ar, ,da fü.r 
diese Bet~iebe'5icherlich geringere Hekt3lrerträge 
infolge ,der wenilger zielführen!den Bewirtschaf­
tung als beim GroßwaJid anfaUen. BssolllSich aber 
diese vereinfachte Bewertung auf alle Betriebe mit 
einer Waldfläche b~s 2U 100 Hektar erstr,ecken; 
und es soll den Betriebsinhabern auch das Recht 
zugestanden werden, nach dieser vereinfachten 
Methode bewertet zu werden. Die zum 1. Jänner 
1970 vorgenommene Ausweitung der Kleinwald­
betr,j,ebe bis zu einer Waldfläche von 200 Hek­
tar Isoll nichta.uflrechtbleiben, ,dadvese Betriebe' 
doch zumeist schon nach intensiveren Grund­
sätzen bewirtschaftet werden und überdies die 
Masse !dieser Betriebe hel1eits eine Eigenjagd auf­
weist', was zwar bewertungsrechtlich nicht berück­
sichtigt wird, aber keineswegs ermäßigte Ein­
heitswerte rechtfernigt. 

Zu Art. I Z. 20: 

In das gärtnerische Vermögen sind nur jene 
Betriebe miteinzubeziehen, die dauernd einem 
gärtnerischen'. Hauptzweck (Erwerbsgartenbau) 
dienen. Da auch für diese Betriebe die Grund­
sätze über die Bewertung nach Ertragswerten 
gelten (§ 32), erscheint es nidlt angebracht, den 
Rohertl1ag a1s Kriterium für ldie Fe'ststellung der 
Zugehörigkeit zu einer Vermögensart heranzu-

ziehen. An StelLe des Rohertrages soll daher ein 
zu erwartender Reinertrag für. die Feststellung 
der Vermögenszugehörigkeit herangezogen wer­
den. Die Änderlmg der Bestimmung.en über den 
Pächteranteil (§ 31 a) ergeben notwendige Aus­
wirkungen auf vorliegende Bestimmung. 

Zu Art. I Z. 22: 

Die bisherige Fassung des § 53' Abs. 7 lit. a hat, 
wie die hiezu er,gangene Rechtsprechung zeigt, 
ZJu AusJegungsschwierigkeitengeführt. Durch die 
nunmehrige Formulierung soll ledi'glich die der 
bisherigen Fassung zugrundeliegende Aibsicht des 
Gesetzgebers deutlich hervorgehoben werden. Es 
wird klargestellt, daß bei Mietobjekten, für die 
Mietverträge nachdem 31. Dezember 1967 abge­
sdllossen wurden, nur dann ein Abschlag im 
Sinne dieser 'Bestimmung zu ,gewähren ist, wenn 
ausschließlich § 15 des Wohnhauswiederaufbau­
gesetzes Anwendun,g findet. Insbesondere soll 
klargestellt werden, daß inhaltlich ähnliche Be­
stimmungen anderer Gesetze tz.B. Wohnbau­
förderungsgesetz, Wohnung~gemeinnützigkeits­
gesetz samt Durchführungsverordnung)zu kei­
nem Ahschlag führen. Bbenso wird klargestellt, 
daß Voraussetzung für den Abschlag ist, daß ein 
Mietzins auf Grund eines Mietvertrages im Sinne 
des ABGB entrichtet wird. Die Nutzung von 
Objekten auf Grund anderer Vertragsformen 
(z. B. Nutzungsvertrag) soll nicht zu einem Ab': 
schlag im Sinne dieser lit. führen. Für die Prü­
fungder Frage, ob ein nach dem. 31. Dezemher 
1967 vereinbarter Mietzins als gesetzlich be­
schränkt anzunehmen ist, sollen nur die Miet­
zinse auf Grund der angeführten Gesetze als 
Vel1gleichshasis gelten. Die nunmehrige Fassung 
soll eindeutig klarstellen, daß alle nach dem 
31. Dezember 1967 errichtetenG~b~ude, ,gleich­
gültig, ob es sich um iEigentumswohnhäuser, 
Genossenschaftswohnbauten oder Gemeindebau­
ten handelt, bei gleichen Voraussetzungen einer 
gleichen Bewertung unterliegen. Dies hätte zur 
F01ge, daß hinsichtlich dieser Objekte alle gleich­
artigen Wohnungen einer gleichhohen Grund­
steuerbelastung 'unterliegen. 

Zu Art. I Z. 23: 

Die nunmehrige Fassung des Absatzes 4 be­
wirkt nun auch bei der Feststellung der Ein­
heitswerte des Betriebsvermägens eine Begünsti­
gimg für Exportunternehmungen dadurch, daß 
Forderungen aus Lieferungen und sonstigen Lei­
stungen, die gemäß § 6 Z. 1 bis 3 des Umsatz­
steuergesetzes 1972 von der Umsatzsteuer be­
f.l'!eit sind, .nicht m~t dem v'ooHen Nennwert, son­
dern nur mit 85 v. H. anzusetzen sind. Diese Be­
stimmung entspricht inhaltlich etwa dem§ 123 
des Einkommensteuergesetzes in geltender Fas­
sung. Von einer Differenzierung der anzu­
setzenden Vonhundertsätze für derartige For-
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derungen, wie dies im Einkommensteuergesetz 
der Fall ist, wurde aus Vereinfachungsgründen 
Abstand genommen. Eine völlige übereinstim­
mung der anzusetzenden Werte wäre auch in­
folge der zeitlichen Unterschiede zwischen Bilan­
zierungszeitpunkt fUnd Festste11un~szeitpunkt für 
den Einheitswert schwer durchführbar gewesen. 

Zu Art, I Z. 24 und 25: 

Durch die Anhebung der Freibeträge im § 69 
Z. 1 lir. a und b von bisher 50 000 S auf nun­
mehr 100 000 S ,sowie ,gemäß § 69 Z. 7 von bisher 
30 000 Sauf 50 000 S soll der allgemeinen Geld­
wertentwicklung Rechnung getragen werden. 
Durch die Anhebung dieser Freibeträge soll eine 
gewisse steuerliche Entlastung derartiger Vermö­
genswerte bei der Hauptveranlagung zur Ver­
mögensteuer z,um 1. Jänner 1977 bewirkt 
werden. 

Zu Art. I Z. 26: 

Die Aufnahme der Anhänger (z. B. Wohn­
w3igen) in das Gesetz trägt ,der Entwicklung der 
letzten Jahre auf dem Gebiete der Motorisierung 
Rechnung, zumal es sich hiebei oftmals um nicht 
unbedeutende Vermögenswerte handelt. .i'i.hn­
liches gilt für die Aufnahme der Segelboote. 

Zu Art. I Z. 27: 

Auch für die im § 69 Z. 10 genannten Wirt­
sch,aftsgüter 'Soll ,durch ,die Anhebung ,der Frei­
grenze von 100000 Sauf 150000 S eine durch die 
GeiLdwertentwicklung bewirk,tJe stärkere Besteue­
rung vermieiden wer,den. 

Zu Art. I Z. 28: 

Die nunmehrige Fassung des § 74 Abs. 1 Z. 1 
dient der Verwaltungsvereinfachung bei der Be­
wertung festverzinslicher Wertpapiere. In jenen 
Fällen, -in denen der Kurswert um nicht mehr 
als' 10 v. H. vom Nennwert a'bweicht, ist der 
Sneuerkullswel1t mit 95 v. H. ,des Nennwertes 
anzusetzen. Da fast alle festverzinslichen Wert­
papiere Kur,swerte zwischen 95 v. H. und 
100 v. H. :des Nennwertes aufweisen, 'ergibt sieh 
eine sehr erhebliche Ve:rwaltungsvereinfachung, 
aber ;wch teilweis!e ein,e .geWlisse vermögellJSteuer­
liehe Begüns1)~gung ger~ngfügig,en Ausmaßies, 

Zu Art. I Z. 29 und 32: 

Die vorgesehene Fassung des § 76 Abs. 3 sieht 
eine Erhöhung des Freibetrages für Einfamilien­
häuser auf 100000 S vor. Durch den Wegfall der 
bisherigen Grenze von 30 v. H. des Einheits­
wertes 'soll im Hinblick auf Iden nunmehrigen 
Vermögensteuersatz eine wirksamere Begünsti­
gung für die Eigentümer kleinerer Einfamilien­
häuser (Siedlungshäuser) gegenüber bisher ein­
treten. Ferner soll die Neuregelung im Zusam­
menhang mit § 78 Abs. 6 verhindern, daß dieser 

Freibetrag von 100000 S innerhalb der Haus­
haltsbesteuerung mehrfach gewährt wird, da bis­
her die Besitzer mehrerer Einfamilienhäuser ein­
deutig begünstigt waren. 

Neu aufgenommen wurde die Bes6mmung, daß 
bei Ermittlung des Gesamtvermögens von Eigen­
tümern land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
die Pächteranteile von den anzusetzenden Ein­
heitswerten abzuziehen sind. 

Die weiteren Bestimmungen des Art. I Z. 33 
dienen der Klarstellung und entsprechen der bis­
herigen Verwaltungspraxis. 

Zu Art. I Z. 30 und 31: 

Durch die Neuformulierung des § 77 Abs. 2 
tritt zwar keine inhaltliche Änderung der bis­
herigen Rechtslage ein, doch soll hiedurch klar­
gestellt werden, daß Schulden und Lasten auch 
dann nicht bei der Ermittlung des Wertes des 
Gesamtvermögens abzugsfähig sind, wenn verab­
säumt wurde, sie bei der Ermittlung des Einheits­
wertes des BetriebsvermÖgens geltend zu machen. 

Da gemäß § 5 Abs. 3 Vermögens teuer gesetz 
in der Fassung des BGBL Nr. 665/76 die Gewäh­
rung von Freibeträgen für unbeschränkt vermö­
g,ensteuerpflichtig,e na,tü1'IlichePersonen nicht zu­
lässig ist, wenn für diese Personen im Sinne be­
stehender Abkommen auf dem Gebiete der 
Steuern vom Vermögen eine Ansässigkeit in Öster­
reich nicht gegeben list, er:schien esel1for,derlich, in 
diesen Fällen auch die Abzugsfähigkeit von 
Schulden und Lasten nur dann zuzulassen, wenn 
sie in unmintJelb\<lIl.'Iem wLrtscha:fnl,ichem Zusam­
menhang InÜ!t Wirtschahsgütern stehen, die der 
inländischen Besteuerung unterJ.iegen. 

Budgetäre Auswirkungen zu Abschnitt I 

1. Art. I Z. 23: 

Die Begünstigung für Exportforderungen 
bewirkt ab 1. Jänner 1977 folgenden jähr­
lichen Ausfall an Abgaben: 
Vermögensteuer: zirka 75 Mill. S, 
Erbschaftssteueräquivalent: zirka 27 Mill. S, 
Gewerbekapitalsteuer: zirka 10 Mill. S. 

2. Art. I Z. 24: 

Die Erhöhung der Freibeträge .in § 69 Z. 1 
Et. a und h Bewertung~gesetz wir,d ,ab 1. Jän­
ner 1977 einen jährlichen i\ruJsf3Jll an Ver~ 
mÖglensteuer von zirka 20 Mill. S beWÜirken. 

3. Art. I Z. 29: 

Die Erweiterung der Begünstigung für Ein­
f,amiol~enhäuser wind a.b 1. Jänner .1977 zirka 
10 Mill. S Mindereinnahmen an Vermögen­
steuer verursachen. 

4. Eine Erhöhung des Personal- und Sachauf­
wand es tritt durch das Inkrafttreten dieses 
Gesetzentwurfes nicht ein. 
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Abschnitt 11 

Abschnitt II stellt auf dem Gebiet des Grund­
steuerrechtes die dem § 20 Abs. 3 des Bewer­
tungsgesetzes entsprechende Regelung dar. Im 
übrigen wird auf die Erläuterungen zu Abschnitt 
I Art. I Z. 1 verwiesen. 

Abschnitt III 

Die einkommensteuerlichen Veranlagungsvor­
schriften den Erfordernissen der elektronischen 
Datenverarbeitung anzupassen, ist eine vordring­
liche Aufgabe. Diesen Erfordernissen soll im 
Rahmen der Veranlagungsfreibeträge der §§ 40 
und 41 Abs. 3 für bestimmte Kapitalerträge in­
sofern Rechnung getragen werden, als der Kreis 
der begünstigungsfähigen Kapitalerträge verein­
heitlicht werden soll. Insbesondere soll für die 
Ermittlung der Veranlagungsfreibeträge der §§ 40 
und 41 Abs. 3 nur mehr auf die in den Ein­
künften aus Kapitalvermögen enthaltenen Ge­
winnanteile aus Aktien (Dividenden) und Ge­
winnanteile und Zinsen aus Anteilen l:lin Erwerbs­
und Wirtschaftsgenossenschaften abgestellt wer­
den. Damit ist in Fällen, in denen solche Kapital­
erträge im Rahmen betrieblicher Einkünfte an­
fallen, eine Differenzierung für Zwecke der Frei­
betragsregelung entbehrlich. 

Zu Art. I Z. 1: 
Die bisherige Fassung des § 40 entspricht 1m 

wesentlichen der Bestimmung des § 93 a EStG 
1967. Das EStG 1972 brachte zwar einige sprach­
liche Verbesserungen, ibehidt a:ber mit der 
Regelung ,über die Errruittlungdes 
Ausmaßes des Ver,arrla;gun.gsfreibetrages den 
Wortlla'llt des § 93 a EStG 1967 unverändert 
bei. Die Neufassung Ides ersten Satzes 
soLl durch das Wort "Einkünfte" statt "Gewinn­
anteile !Und Zinsen" nun Mar zum AIllsdruck brin­
gen, ,daß .der VeI1anlagullß\sfreiJbetr3Jg von höch­
stens 7 000 S ebenso wie jener nach § 41 Abs. 3 
letzter Satz nur von den aufgezählten N e t t 0-

gewinnanteilen und nicht etwa von einer Brutto­
größe in Abzug gebracht werden kann. Aus 

. Gründen der leichteren Handhabbarkeit soll der 
für Dividenden und Gewinnanteile aus Anteilen 
an Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
vorgesehene Veranlagungsfreibetrag nur bei Ein­
künften aus Kapitalvermögen berücksichtigt 
werden. Die ,damit ,gegebene einseitige Begün­
stigung der privaten Kapitalanlage erscheint sach­
lich deshalb gerechtfertigt, weil im Privatver­
mögen anders als im Bereidl der betrieblichen 
Einkünfte ein allfälliger Verlust der Kapitalan­
lage ohne steuerliche Auswirkung bleibt. Aus 
Gründen der Vereinheitlichung mit dem in § 41 
Abs. 3 letzter Satz vorgesehenen Veranlagungs­
freibetrag soll die bisherige Einbeziehung der 
Zinsen festverzinslicher österreichischer Wertpa­
piere in die Freibetragsregelung des § 40 ent­
fallen. Die bisherige Begünstigung der Zinsen 

festver~inslicher österreichiseher Wertpapiere war 
im übrigen schon bisher zufolge verschiedener 
anderer Bestimmungen (z. B. Steuerbefreiung des 
§ 3 Z. 31 sowie durch §' 110 aufrecht­
erhalt,ene Bestimmungen des EStG 1967) 
nicht ,&ehr bedeutsam. übeI1dies ist 
durch § 107 entgegen der Rechtslage 
vor dem Inkrafttreten des EStG 1972 die Inan­
spruchnahme der Begünstigung des Wertpapier­
sparens auch für die Be~ieher von Gewinhein­
künften uneingeschränkt möglich. In den Fällen, 
in denen österreichische festverzinsliche Wertpa­
piere zur Deckung einer Abfertigungsrücklage 
verwendet werden, erscheint eine zusätzliche Be­
günsügung der Zinserträg'e nicht erfoJ:1derlich. 
Da eine Förderung aus dem Ausland fließender 
Kapitalerträge sachlich nicht gerechtfertigt er­
scheint, ist der Freibetrag des § 40 nur auf dem 
(inländischen) Kapitalertragsteuerabzug unter­
liegende Kapitalerträge beschränkt. Für die Er­
stattung ist aus Kostengründen eine Bagatell­
grenze ähnlich der Bestimmung des § 72 Abs. 5 
vorgesehen. In Fällen des Nichtüberschreitens der 
VeranJagunglsgrenze (19 500 S) besteht auch fü,r 
den Bezieher von Dividenden, die nicht im Rah­
men der Einkünfte aus Kapitalvermögen anfallen, 
die Möglichkeit, durch Abgabe einer Steuerer­
klärung die Anrechnung der Kapitalertragsteuer 
zu erreichen. 

Zu Art. I Z. 2: 

Die aus § 93 Abs. 1 EStG 1967. abgeleitete bis­
herige Fassung des § 41 Abs~ 1 brachte nicht klar 
zum Ausdruck, wie die auf Grund der Subsidiari­
tätsklausel des §27 Abs. 3 ,in den Einkünften 
des § 2 Abs. 3 Z. 1 bis 3 enthaltenen steuer­
abzugspflichtigen Kapitalerträge bei Prüfung des 
überschreitens der Veranlagungsgrenzen' zu be­
handeln waren. Durch die Neufassung wird klar­
gestellt, daß in den Einkünften im Sinne des § 2 
Abs. 3 Abs. 1 bis 3 enthaltene steuerabzugspflich­
tige Kapitalerträge bei Prüfung. des überschrei­
tens der Veranlagungsgrenzen nicht aus den' Ge­
winneinkünften heraJus,zulösen sind. Die Veran­
lagungsgrenze von 7 000 S soll nur für solche 
steuerabzugspflichtige Kapitalerträge gelten, die 
den Einkünften aus Kapitalvermögen zuzurech­
nen sind. Für alle anderen nicht dem Steuerab­
zug vom Arbeitslohn unterliegenden Einkünfte 
soll, auch wenn sie steuerabzugspflichtige Kapital­
erträge enthalten, lediglich die Veranlagungs­
grenze von 10000 S maßgebend sein. 

Eine Antragsveranlagungnach § 41 Abs. 2 Z. 1 
soll aus den zu Art. I Z. 1 angeführten über­
legungen der Förderung der privaten Kapitalan­
lage nur durchgeführt werden, wenn die steuer­
abzugspflichtigen Kapitalerträge im Rahmen der 
Einkünfte aus Kapitalvermögen anfallen. Auch 
für diese Antragsveranlagung ist eine Bagatell­
grenze vorgesehen. Mit der Einführung dieser 
BagatelLgr,enze ist m,mmehr a.uch klargestelh, 
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daß Voraussetzung für Id~e Antragsveranlagung 
die Einbehaltung inländischer Kapitalertragsteuer 
ist. 

Die neue Bestimmung des § 41 Abs. 2 Z. 4 sieht 
die Durchführung einer Antragsveranlagung in 
Fällen vor, in denen beim Antragsteller für den 
vorangegangenen Veranlagungszeitraum die Vor­
aussetzungen für eine Pflichtveranlagung gegeben 
waren. Damit sollen die Härten beseitigt werden, 
die sich bei nicht vorhergesehenem Unterschrei­
ten der Veranlagungsgrenzen des § 41 Abs. 1 
im folgenden Veranlagungszeitraum ergeben 
können. 

Durch die Neufassung des § 41 Abs. 3 erster 
Satz wird erreicht, daß bei der Ermittlung des 
Saldos der Einkünfte, von dem der' Freibetrag 
von 10000 S zum Abzug kommt, in den Ge­
winneinkünften auf Grund der Bestimmung des 
§ 27 Abs. 3 enthaltene steuerabzugspflichtige 
Kapitalerträge nicht auszuscheiden sind. Der 
Freibetrag nach § 41 Abs. 3 letzter Satz soll aus 
den zu Art. I Z. 1 angeführten überlegungen 
der Förderung der privaten Kapitalanlage nur 
für bes~immte im Rahmen der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen anfallende Kapitalerträge zum 
Zuge kommen. Eine Doppelbegünstigung von 
Gewinneinküriften hinsichtlich der in ihnen ent­
haltenen steuerabzugspflichtigen Kapitalerträge 
soll nach der Neufassung nicht mehr möglich sein. 
Weiters soll eindeutig klargestellt werden, daß der 
Freibetrag nach § 41 Abs. 3 letzter Satz nur für 
dem (inländischen) Steuerabzug unterliegende 
Kapitalerträge in Betracht kommt. 

Der Freibetrag nach § 41 Abs. 3 erster Satz, 
der nach der bisherigen Fassung auf die einem 
ermäßigten Steuersatz unterzogenen außeror­
dentlichen Einkünfte des§ 37 nicht anzuwenden 
war, soll nun - sofern nicht ohnedies andere 
nicht begünstigt zu versteuernde Einkünfte vor­
liegen - auch von den außerordentlichen Ein­
künften im Sinne des § 37 in Abzug gebracht 
werden können. Dies wird etwa für jene Steuer­
pflichtigen von Bedeutung sein, die neben den 
nichtselbständigen Einkünften nur außerordent­
liche Einkünfte beziehen. 

Zu Art. I Z. 3: 

Die Bestimmungen über die Erklärungspflicht 
sollen der vorgeschlagenen Neufassung des § 41 
angepaßt werden. . 

Zu Art. I Z. 4: 

Mit der Möglichkeit, auch in den Jahren 1978 
und 1979 anfallende' Herstellungskosten (Teil­
herstellungskosten) unbeweglicher Wirtsch.ifts­
güter des Anlagevermögens vorzei~ig abzuschrei­
ben, soll auch für diese beiden Jahre ein Anreiz 
für vermehrte Bauinvestitionen geboten werden, 
wodurch von der Bauwirtschaft ausgehend ent­
sprechende Impulse für die Wirtschaft im allge., 
meinen erwartet werden dürfen. 

Für die Herstellungskosten (Teilherstellungs­
kosten) der Kalenderjahre .1978 und 1979 sind 
fallende Abschreibungssätze vorgesehen .. Daraus 
ergibt sich, daß· bei Fertigstellung in diesen 
beiden Jahren im Falle der Inanspruchnahme der 
vorzeitigen Abschreibung von den gesamten auf­
gelaufenen Herstellungkosten nur der jeweils im 
Jahr der Fertigstellung geltende Abschreibungs­
satz maßgebend sein kann. 

Budgetäre Auswirkungen zu Abschnitt III 

Während hinsichtlich der Anderungen der Be­
stimmungen 'des Art. I Z. 1 und 2 anzunehmen 
ist, daß die Mehreinnahmen (durch Wegfall des 
F1'eibetrages gemäß § 40 für fesuverz'imsliche Wert­
papiere) annähernd dem Steurerausfall (infolge 
Anwendung des Freibetrages gemäß § 41 Abs. 3 
auch bei Einkünften, die dem ermäßigten Steuer­
satz nach § 37 Abs. 1 unterliegen) entsprechen, 
ist auf Grund der im Art. I Z. 4 vorgesehenen 
Verlängerung der vorzeitigen Abschreibung für 
un:beweglich,e Wiruschaftsgüter mit einem Steuer­
ausfall von etwa 1,35 Mrd. S für das Jahr 1978 
und 600 Mill. S für das Jahr 1979 zu rechnen. 

Abschnitt IV 

Zu Art. I Z. 1 und 2: 

In Fällen, ~n denen ,eine KapitaLgese.Llschaft an 
einer anderen Kapitalgeselksch,aft wesentlich be­
iteiligt ist, lSinJ&,dlie tGewinruanteile aUlS,dieger wesent­
lichen Beteiligung :ah FoIgedes körperschaft­
stellerrechtlichen und des bewertungsrechtlichen 
Schachtelprivilegs von der Besteuerung nach dem 
Gewerheertragunddem Gewerbekapital 3Jusge­
nommen. Fließen jedoch die Gewinnanteile aus 
einer wesentlichen Beteiligung an einer Kapital­
gesellschaft im Rahmen anderer gewerblicher 
Unternehmungen (z. B. Einzelunternehmen oder 
Personengesellschaften) zu, dann kommt es .nach 
der derzeitigen Rechtslage zu einer gewerbe­
steuerlichen Belastung dieser Gewinnanteile, weil 
dalS körperschaftsteuerr,echtlliche bzw. bewer­
tungsrechtliche Schachtelprivileg begrifflich nicht 
zum Tragen kommen kann. Mit der Neuregelung 
soll nun diese unterschiedliche Behandlung be­
seitigt werden. 

Der Begriff der "Gewinnanteile aller Art" ent­
spricht dem gleichen Begriff im § 10 des Körper­
schaftsteuergesetzes1966;· er umfaßt daher so­
wohl offene als auch verdeckte Gewinnausschüt­
tungen, nicht jedoch K~pitalrückzahlungen oder 
Gewinne, die der Gesellschafter bei Auflösung. 
der Kapitalgesellschaft ,erhält. Gewinnanteile, die 
von einerOrgattlgese1lsch,aft (§ 1 Albs. 2 Z. 2) aus· 
g.eschüttJet wCl1den, geLtenrucht als Gewinnanteile 
im Sinne ides § 8Z. 4, weil eine 011gangesellschaft 
gewerbesteuerlich als Betriebsstätte anzusehen ist. 
Ebensowenig stellt der Gewinn aus der Veräuße­
rung einer Beteiligung einen nach § 8 Z. 4 be­
günstigten Gewinnanteil dar. 
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Zu Art. I Z. 3: 

Die Anhebung. der Freigrenze bzw. des Frei­
betrages ist vorgesehen, um die Lohnnebenkosten 
bei den kleinen Gewerbebetrieben zu mindern 
und: kleinste Gewerbebetriebe von der Besteue­
rung überhaupt auszunehmen. 

Budgetäre Auswirkungen zu Abschnitt IV 

Die durch .die ,Bestimmungen ,des Art. I Z~· 1 
und 2 zu erwartenden Steuerausfälle hssen sich 
mangels entsprechender Unterlagen nicht näher 
abschätzen, werden jedodi budgetär kaum nen­
nenswert ins Gewicht fallen, da der Kreis der 
hiedurch begünstigten Steuerpflichtigen relativ 
klein ist. . 

Der durch Art. I Z. 3. bedingte Ausfall an 
Lohnsummensteuer, der die Gemeinden trifft, 
kann auf Grundlage der Lohnstufenstatistik des 
Hauptverbandes der Österreichischen SoziaIver­
sicherung mit etwa 70 Mitl. Sangenommen .wer­
den. Die Mindereinnahmen werden ab 1978 ein­
treten. 

Abschnitt V 

Die Änderung ,im § 41 Abs. 4 des Familien­
lastenausgleichsgesetzes 1967 erfolgt analog zu 
der vorgesehenen Änderung des § 25 Abs. 2 des 
Gewerbesteuergesetzes 1953. 

Budgetäre Auswirkungen zu Abschnitt V 

Der Ausfall an Dienstgeberbeiträgen zum Aus­
~eichsfonds für ,Familienheihilfen 'dürfte 
zwischen 400 MiH. Sund 500 Mo~1l. S jährlich 
liegen. 

Abschnitt VI 
ZuArt. I: 

Der Verfassungsgerichtshof hat. mit seinem 
Erkenntnis vom 15. Dezember 1976,· G 21, 
22/1976 {vgl.die Kundmachung des Bundes­
kanzlers vom 18. Jänner 1977, BGBL Nr. 48), 
Teile ,des § 212 Abs. 1 BAO als verfassungs­
w~drig aufgehoben. Diese mit Ablauf des 
30. NO'vember 1977 wirksam werdende Aufhe­
bung erfaßt die WO'rte "den Zeitpunkt der Ent­
richtung einer Abgabe· hinausschieben (Stundung) 
oder" und die Worte "sO'fO'rtige oder" ,der eben 
zitierten RechIJSvorschrHt, so daß !der ohne eine 
gesetzliche Neuregelung sodann verbleibende 
Teil des § 212 Abs. 1 SAO auf die Erteilung 
von Stundungslbewilligungen nach dem genanri­
ten Termin nicht mehr anwendbar sein würde. 
Diese Entsche~ung ist im wesentlichen damit 
begründet, ·daß der zwischen ,den einzelnen Ent­
richtungsarten von Abgaben nicht unterschei­
dende § 212 Abs. 1 BAO als VO'raussetzung für 
die Bewilligung einer Stundung von Abgaben.: 
schuldigkeiten lediglich fordert, ·daß die sofortige 
EntrichtungeinerAh~abe für den Abgabe­
pfJ.ichtigen mit erheblichen Härten verbunden 
wäre und die Einbringlichkeit der Abgabe durch 

den Aufschub nicht gefährdet wird; weiters, 
daß diese VoraUissetzun.g,en sowohl bei der Lohn­
steuer als auch bei der veranlagten Einkommen­
steuer gegeben sein können, ,daß aber für den 
Bereich der im Abzugsweg einzubehaltenden 
Lohnsteuer die Gewährung einer. Stundung 
dennoch im Hinblick auf die in der als verfas­
sungskO'nfO'rm angesehenen Bestimmung des § 78 
Einkommensteuergesetz . 1972 (EStG 1972) vor­
gesehenenbesO'nderen EntrichtungsfO'rm ausge­
schlO'ssen ist, weil im § 212 Abs. 18AO auf diese 
besondere Entrichtungsform nicht Bedacht 
genO'mmen wird. Der VerfassungsgerichtshO'f hat 
weiters ausgeführt, daß der . Gesetzge'Qer zwar 
nicht verpflichtet sei, der Rechtsfigur der Stun~ 
dung ,den Inhalt wie im .§ 212 Ahs. 1 B,AO zu 
geben,. er müsse allerdings,. wenn er ,dies tue, 
VO'rsO'rge dafür treffen, daß gleiche tatsächliche 

. Gegebenheiten sowohl bei . der veranlagten Ein~ 
kommensteuer wie auch bei ,der durch Abzug 
erhO'benen Lohnsteuer in gleicher Weise beriick~ 
sichtigt werden· können. Eine diesen Ausführun­
gen des Verfassungsgerichtshofs in dem zitierten 
Erkenntnis Rechnung tragende einfachgesetz­
licheRegelung könnte daher entweder dahin 
gehen, auch Arbeitnehmern und allen Abgabe­
pflichtigen, von denen eine Abgabe im Abzugs~ 
weg zu erheben ist, unter· den bisherigen Vor­
aussetzungen Stundungen . einzuräumen, ' das 
Institut der Stundung von Abgabenschuldig­
keiten überhaupt aufzugeben O'der, wenn keine 
dieser extremen Varianten _ durchführbar, 'sein 
sO'llte, durch Einführung ein~s zusätzlichen Kri.: 
teriums den Anwendungsbereich der Stundung. 
zu ändern. 

Aus naChstehend angeführten Gründen -folgt 
der GesetzentwuI1fder letztaufgezeigten Mög~ 
lichkeit, und zwar dadurch, ,daß eine Zahlungs­
erleichterung· immer nur dann möglich sein SO'll, 
wenn gegenüber dem um Zahhingserleichte­
rungen ansuchenden Abgabepflichtigen eine 
Hemmung der Einbringurig, welche ,die wesent­
lichste FO'lgewirkung. einer Bewilligung von 
Zahlungserleichterungen darstellt, in Betracht 
kommen kann. Auf· Grund des § 78 EStG -·1972 
und, somit auf Grund einer öffentlich-recht­
lichen Verpflichtungsnorm hat der Arbeitgeber 
anläßlich ,der Lohnauszahlung, alsO' anläßliCh der 
Erfüllung einer im Zivilrecht begründeten Ver­
pflichtung zur Lohn- bzw. Gehaltsauszahlung, 
die Lohnsteuer einzuhehalten und in der FO'lge 
gemäß § 79 des letztzitierten Gesetzes an ,das 
Finanzamt abzuführen, wO'durch für den Arheit­
nehmer eine besondere Art der Abgabenent­
richtung, bei der er mit der AbgabenbehöI1de 
nicht unmittelbar, in Verbindung tritt, vO'rge­
seh·enist, so daß .insoweit geg:entÜJber dem Arbeit­
nehmer vO'n der Abgabenhehör'de in die Wege 
geleitete Einbringungsmaßnahinen nicht in. Be~ 
tracht kommen. Eine Hemmung der Einbrin~ 
gung, die, wie bereits ausgeführt wmde, die 
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wesentlichste Folgewirkung einer Zahlungser­
leichterung ist, kommt daher bei der im Abzugs­
weg einzubehaltenden Lohnsteuer ebensowenig 
wie bei rullen anderen Atbz'ugss,t,euern (etwa bei der 
Kapitalertragsteuer, bei bestimmten Fällen der 
Erhebung der Einkommensteuer von beschränkt 
Steuerpfliehtigen und 'bei der Aufsichtsratsah­
gabe) in Frage. Eine gesetzliche Neuregelung, 
die Za'hlungserleichterungen auch in jenen Fällen 
vorsehen würde, in denen A:bgaben nicht unmit­
Itdbar vom Abgahepflichtigen an die Abgaben­
behörde zu entrichten sind und in denen keine 
abgabenbehärdlichen Einbringungsmaßnahmen, 
bezüglich derer eine Hemmung eintreten könnte, 
in Betracht kommen, hätte eine tiefgreifende 
Xnderung der Erhebungstechnik solcher Abgaben 
zur Voraussetzung; es müßten dann nämlich, 
a'bgesehen von den Fällen, in denen der Ahgaben­
schuldner unmittelbar in Anspruch genommen 
werden kann, weil er die zu geringe \Einbehal­
tung einer Abzugssteuer veranlaßt hat, nicht 
nur ""eitere Mö,gllichkeiten geschaffen wer,den, 
unter Ausschaltung des A:bfuhrpflichtigen auf 
den Abgabenschuldner zu greifen, sondern es 
müßte auch ein sowohl die Abfuhrpflichtigen 
als auch die Abgabenbehörden wesentlich stärker 
als bisher hela,stendes System betreffend Durch­
führung und überwachung allenfalls eingeräum­
ter Bewilligungen von Zahlungserleichterungen 
eingeführt werden. Insbesondere wäre es erfor­
derlich, allfällige Bewilligungen von Zahlungs­
erleichterungen mit Drittwirkung für alle 
betroffenen Arbeitgeber des Lohnsteuerschuld­
neTs bzw. für sonstige zur Einbehaltung und 
Abfuhr von Abgaben Verpflichteten auszu­
statten. Bei der Lohnsteuer könnte ,dies im 
Hinhlkk auf die Möglichkeit eines späteren 
Arbeitgeberwechsels wohl am zweckmäßigsten 
durch Eintragung der Bewilligung von Zahlungs­
erleichterungen inder Lohnsteuerkarte des 
Arbeitnehmers bewirkt werden, wobei allerdings 
ebenso wie bei besche~dmäßiger Bewilligung von 
Zahlungserleichterungen außerhalb der Lohn­
steuerkarte eine Schwierigkeit darin läge, hiebei, 
wenn eine solche Erleichterung nicht überhaupt 
nur für einen einzigen oder einige wenige Lohn­
steuereinbehaltungstermine mit im vorhinein 
bekannter Höhe der Lohnsteuerschuldigkeit 
erteilt werden könnte, auf eine im Zeitpunkt der 
Bewilligung zumindest der Höhe nach noch un­
bestimmte künftige Lohnsteuerschuldigkeit 
Bedacht zu nehmen. Im Falle eines A!1beitgeber­
wechsels müßte der neue Arbeitgeber allenfalls 
die Einbehaltung von Lohnsteuer, die im Hin­
blick· auf eine aufrechte Zahlungserleichterung 
vom früheren Arbeitgeber nicht vorgenommen 
werden konnte, nachholen. Eine solche Vorgangs~ 
weise häte nicht nur eine Erschwerung der 
Tätigkeit in Lohnbüros zur Folge, sondern 
würde auch !die Durchführung von Außen­
prüfungen der LohnsteuersteIlen der Finanz-

ämter in Mitleidenschaft ziehen. Besondere 
Schwierigkeiten würden Fälle bereiten, in denen 
Arbeitnehmer, denen bezüglich der einzubehal- . 
tenden Lo'hnsteuer Zahlungserleichterungen ge­
währt wurden, vor Ablauf der Zahlungserleich­
terung ihre Tätigkeit überhaupt beenden oder 
nicht mehr bei einem zum Abzug der Lohnsteuer 
vom Arbeitslohn nach inländischen Vorschriften 
verpflichteten Arbeitgeber beschäftigt werden, 
wie dies zum Beispiel bei Grenzgängern, bei 
Arbeitnehmern völkerrechtlich privilegierter 
Arbeitgeber oder bei Verzug des Arbeitnehmers 
ins Ausland der Fall wäre. In den vorangeführ­
ten FäHen wäre es auch notweIlJd~g, für je,den 
betr'offenen Arheitnehmer ein Abgarbenkonto 
einzurichtenU11d gegebenenfalls nach Erteilung 
eines Leistungsgebotes Einhebungs- bzw. Ein­
bringungsmaßnahmen in die Wege zu leiten, 
wobei in diesem Zusammenhang auch auf Ter­
minverluste und das Entstehen f<iner Pflicht zur 
Entrichtung eines Säumniszuschlages zu achten 
wäre. 

Schon die bisher dargestellten Besonderheiten 
der besprochenen Variante, ,durch die den 
AbgaJbepflichtigen hezüß'lich der von ihnen 
im AbZiugswegzuerhebenden Abgaben 
die Mög,lichkeit zur Hrlangung einer 
Bewilligung von Z:l!Mungserleichterungen 
eingeräumt würde, l:l!ssen erkennen, daß 
zur Verwirkol'ichung eines solchen Systems 
sicherlich umfangreiche und komplizierte Neu­
regelungen erforderlich wären, die einen zusätz­
lichen Personal- und Sachaufwand erfordern wür­
den. Auch wenn die entsprechenden Maßnahmen 
mit einer Verschärfung der Voraussetzungen, 
unter denen eine Zahlungserleichterung erwirkt 
werden kann, verbunden würden, wäre dennoch 
mit einer großen Anzahl von Ansuchen um Zah­
lungserleichterungen zu rechnen, die von den Ab­
gabenbehärden zu bearbeiten wären. Hiebei 
müßten schon wegen der f.ür jedes AbgaJbenver­
fahren geltenden Grundsätze, aber auch mit 
Rücksicht auf das Aufkommen an Abzugssteuern 
sehr eingehende Prüfungen vorgenommen wer­
den, wobei als Erschwernis im Beweisverfahren 
zu verzeichnen wäre, daß bei der Bearbeitung 
von Zahlungserleichterungsansuchen, die im Ab­
zugsweg zu erhebende Abgaben betreffen, 
anders als bei der Behandlung V'ergleich­
harer An~,uch'en v,eranlagter Ab~abepflichtiger 
keine :aktenmä&igen Unterlagen vorhanden 
'sind, aus denen Rückschlüsse auf die Whrt­
schaftliche Situation und Liquiditätslage des erst­
genannten Kreises von Zahlungserleichterungs­
werbern den Abgabenbehärden zur Verfügung 
stehen. Die Erledigung der zu erwartenden zahl­
reichen Ansuchen um Zahlungserleichterungen 
sowie die Einbringung und Bearbeitung von Be­
rufungen im Falle der gänzlichen oder teilweisen 
Abweisung solcher Anbringen hätte sohin auch 
eine bedeutende Ausdehnung des Schrift- und 
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Parteienverkehrs bei den betroffenen Abgaben­
behörden zur Folge. Eine Bewältigung dieser 
Aufgaben könnte nur durch den Einsatz zusätz­
lichen Personals erfolgen oder bei gleichbleiben­
dem Personalstand die Intensität und Qualität 
der von den Abgabenbehörden schon bisher 
wahrzunehmenden Aufgaben mit Folgewirkun-

'gen auf das Abgabenaufkommen beeinträchtigen. 
Zur Illustration des für den Fall der Einräu­

mung einer ZahlungserleichterungsmögIichkeit 
hinsichtlich der im Abzugsweg einzubehaltenden 
Lohnsteuer allenfalls zu erwartenden Arbeitsan­
falles sei darauf hingewiesen, daß rund 473000 
zur Einkommensteuer veranlagte Personen rund 
2 608 000 nichtselbständig Erwerbstätigen gegen­
überstehen, wobei es in. jenen Fällen, in denen 
nichtselbständig Erwerbstätige auch zur Einkom­
mensteuer veranlagt werden, auch zu einer 
Zahlungserleichterung sowohl im Lohnsteuerver­
fahren als auch bezüglich der veranlagten Ein­
kommensteuer kommen könnte. In Iden nicht 
seltenen FäUen,in denen Arbe~tnehmer 
auch andere als lohnv,ersteuerte Einkünfte 
bez~ehen und daher nach Maßgabe 
des EStG 1972 Zillr Einkommensteuer 
veranlagt werden, würde hei Ausdehnung 
des Anwendungsbereiches der Zahlungserleichte­
rungen auf im Abzugsweg einzubehaltende Ab­
g.aben gegenÜlberdem abgabepflichtigen Arbeit­
nehmer die Erstellung und Kontrolle der zur 
Durchführung der Veranlagung notwendigen 
Lohnzettel wesentlich erschwert sein, weil die 
ohne Bedachtnahme auf die erteilte Bewilligung 
von Zahlungs erleichterungen einzubehaltende 
Lohnsteuer und die unter Bedachtnahme auf 
diese BewiUigung tatsächlich nicht einbehaltene 
sowie die ebenfalls in Erfüllung dieser Bewilli~ 
gung zusätzlich einbehaltene Lohnsteuer (z. B. 
bei Ablauf der Stundung oder zu den einzelnen 
Terminen der Ratenzahlungen) gesondert ausge­
wiesen werden müßte; die Bezahlung der zu­
nächst gestundeten Lohnsteuer über die jeweiligen 
Anbeitgeber wäre deshatb notw.endig, weil an­
dernfaLls in ,allen Fällen, ,in denen Arbe~tnehmern 
in bezug auf die von ihnen einzubehaltende 
Lohnsteuer eine ZahluIlJ~erleichterung gewährt 
wurde, die Abgabenbehörden auf die Arbeitneh­
mer laut,ende Abgabenkonten auflegen müßten. 
Auf die mit der Einrichtung solcher Konten auf­
tretenden Probleme wurde bereits an anderer 
Stelle hingewiesen. 

Eine Regelung, die auch den Arbeitnehmern 
bezüglich der im Abzugsweg einzubehaltenden 
Lohnsteuer die Möglichkeit der Erlangung von 
Zahlungserleichterungen einräumen würde, hätte, 
abgesehen von den bereits aufgezeigten sonstigen 
Nachteilen, eine bedeutende Unübersichtlichkeit 
in einem wichtigen, die überwiegende Zahl der 
in österreich Erwerbstätigen berührenden 
Rechtsbereich zur Folge. 

Die weitere, ebenfalls bereits aufgezeigte Mög­
lichkeit einer verfassungskonformen Lösung, die 
darin bestünde, das Institut der Stundung über­
haupt aufzugeben, würde bezüglich aller nicht 
im Abzugsweg zu erhebenden Abgaben eine Ver­
schärfung der Einbringungstätigkeit der Abgaben­
behörden nach sich ziehen, da auf bei veranlagten 
Abgabepflichtigen allenfalls - etwa als Folge 
hoher Außenstände - auftretende Liquiditäts­
engpässe nicht mehr im bisherigen Ausmaß Be­
dacht genommen we,rden könnte, und erscheint 
daher aus gesamtwirtschaftlichen Rücksichten als 
Grundlage für eine Neuregelung nicht geeignet. 

Zu Art. 11: 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens der sich sohin 
lnbi'etenlden vorgeschlagenen Lösung wind im In­
teresse eines lückenlosen Anschließens an den zeit­
lichen Geltungsbereich der noch in Geltung 
stehenden und auch noch Stundungen ermög­
Lichenden' P,a~sung ,des § 2,12 Abs. IBAO der 
1. Dezember 1977 vorgeschlag,en. 

Vor dem 1. Dezember 1977 erteilte Bewilli­
gungen von Zahlungserleichterungen auf der 
Grundtlge .der derzeit noch in Geltung 
stehenden Fassung des § 212 Ab:s. IBAO, 
die sich, walS d~e ~ich daraus ergebenden 
Rechtsfolgen anlangt, auf Zeiträume nach 
dem 30. No v emb1er 1977 erstrecken, bleiben 
durch die vorgeschlagene Neuregelung, die nur 
für nach dem letztgenannten Zeitpunkt zu er­
teilende BewiUigungen von Zahlungserleichte­
rungen Idie R,echtsgr.und:l31ge biLden würde, un­
berührt. 

Budgetäre Auswirkungen zu Abschnitt VI 

Eine Erhöhung des Personal- und Sachauf­
wandes tritt durch das Inkrafttreten der vorge­
schlagenen Knderung der BAO nicht ein. 
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Beilage zu den Erläuterungen 

Gegenüberstellung des geltenden Gesetzestextes und der vorgeschlagenen Bestimmungen 

Geltende Fassung: 

2. § 21 Abs. 1 Z. 1 lit. b: 

Vor g e s chi ag e n e F ass u n g: 

ABSCHNITT I 

Artikel I 

1. Dem §. 20 ist foLgender Abs. 3anzu­
fügen: 

,,(3) Die' gemäß Abs. 1 Z. 1 fes'tzustellenden 
Einheitswerte wel1den erst mit Beginn des jeweili­
gen Folgejahres wirksam. Blis zu diesem Zeitpunkt 

· gelten die zur vorangegangenen Hauptfeststellung 
fes~gestellten Einheitswerte, soweit nicht die Vor­
aussetlzun~en für ,die Durchführung von' Fort­
schreihun,gen oder Nachfeststellungen gemäß 

· §§ 21 und 22lgegebensind; heim Vorliegen der 
· erwähnten Voraussetzungen sind Fortschreihun­
gen und Nachfeststellungen auch zu den Haupt­
feststellungszeitpunkten ;gemäß Abs, 1 Z. 1 
durchzuführen. " 

2. § 21 Ahs. 1 Z. 1 lit. b hat ,zu lauten: 

"h) bei den übrigen wirtschaftlichen Einheiten 
und Untereinheiten des Grundbesitzes ent- . 
weder um mehr als ein Zehntel, mindestens . 
aber um' 2000 S oder· um mehr als 
100000 S," 

,;b) bei den übr~gen wirtschaftlichen Einheiten 
.und Untereinheiten Ides GnundheS<itzes ent­
weder ,um mehr als ein Zehntel, mindeste.ns 
aber um 5 000 S oder um mehr als 
100000 S," 

3. Dem § 30,wer,den folgende Abs. 9 bis U 
angefügt: 

,,(9) Wenden im Rahmen eines landwirtschaft­
lichen Hauptbetriebes auch Umsätze aus z.uge­
kauften Erzeugnissen er-zielt, so list ein einhei.t­
licher landwirtschaftlicher Betrieb auch dann an­
zunehmen, wenn der EinkaJuf'swert des Zukaufes 
fremder Erl!eugnisse nicht mehr ah 25 v. H. des 
Umsa'tz'es dieses Gesamtbetriebes beträgt. 

(10) übersteLgt der Binkaufswert des Zukaufes 
fremder Erzeugmsi>e 25 v. H. ,des in Abs. 9 ge­
nannten Ums .. tzes, so ist hinsichtlich des Gesamt­
betriebes ein einheitlicher Gewerbebetrieb anzu­
nehmen. 

(11) Für. die Beurteilung der in Ao.s. 9 :Ulld 10 
genannten Ausmaße sind die Umsätze des dem 
Fesllstellungszeitpunkt :vorangehenden Kalender­
jahres maßgebenld, sofern aus der Art Ider Be­
tr~ebs,führung eine Nachhaltigkeit zu erwarten 
ist. 
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Geltende Fassung: 

4. § 31 Abs: 2: 

,,(2) In den landwirtschaftlichen Betrieb sind 
Betriebsmittel, die der 'Bewirtschaftung des Be­
triebes dienen, auch dann einzubeziehen, wenn 
sie nicht dem Eigentümer des Grund und Bodens 
gehören. Dies gilt entsprechend f.ür Gebäude, 
die auf dem einem landwirtschaftlichen Betrieb 
dienenden Grund und Boden errichtet sind, aiber 
dem Eigentümer 'des Grund ]Jnd Bodens nicht 
gehören. In den Fällen der Sätze 1 und 2 ist, 
wenn einer der beteiligten Eigentümer zur Ver': 
mögensteuer heranzuziehen ist, der auf diesen 
Eigentümer entfallende Anteil nach dem Ver-

. hältnis seiner Beteiligung am Gesamtwert festzu­
stellen. Der danach festgestellte Wert gilt als 
Einheitswert." 

Vor ,g e s chI a gen e F ass u n g: 

(12) Die Verbesserung der Er.tragsfähigkeit 
eines lailidwirtscha,ftllichen Betriebes durch Um­
sätze a.us ,zugekauften fremden Erzeugni&sen i'st 
gemäß § 40 zu ber:ücksichtiFien." 

4. § 31 Abs. 2 hat ZJU lalUten: 

,,(2) In den. landwirtSchaftlichen Betrieb sind 
Betriebsmittel, -die der Bewirtschaftung des Be­
tr,iebes dienen,:lIuch ,dann einz,ubeZJiehen, wenn sie 
nicht dem Eigentümer ,des Grund und Bodens ge­
hören." 

5. Nach § 31 wird foLgender § 31 aeingdügt: 

,,§ 31 a 

P ä c h (,e r .a n te i J 

(1) Ist ,ein lanldwirtschaltllicher Betrieb zur 
Gänze oder teilweise verpachtet, so ist, wenn 
einer der Beteiligten ·zur Vermögensteuer heran­
zuziehen ist, für Zwecke dieser Steuer ein Päch­
teranteil fest:z.ustellen. Hieb ei richtet sich der 
Pächterantcil nach dem unter sinngemäßer An-. 
wendung der für ,die Ermitdung ,des Ertrags­
wertes lanldwirtsch·af.tlicher Betriebe geIten,den 
Bestimmungen sich ,ergebeiliden Wert der gepach­
teten Fläch'en einschLießlich darauf entfallender 
al1fälüg'er Zuschläge im Sinne des § 40. Für die 
FeststelLung der Anteile i'st' bei überwiegender 
Ackernutzungder gepachteten landwirtschaft­
lich genutzten Flächen der Pächteranteil mit 
15 v. H., bei überwiegender Grünlandnutzung mit 
30 v. H. des Ertr.agswertes ,der gepachteten 
Flächen anzusetzen. Dieser festges,tellte Wert gilt 
gegenüber ,dem Pächter als Einheitswert, wobei 
die Roundungsbestimmungen des § 25 nicht anzu­
wenden sind. Liegt weder eine Acker- noch eine 
Grünlandnutzung vor, so richtet sich der Päch­
teranteil nach dem Verhältnis seiner Beteiligung 
an dem unter sinngemäßer Anwendung der für 
die Ermittlung des Ertragswertes geltenden Be­
stimmungen sich ergebenden Wert der gepach­
teten Flächen einschließlich darauf entfallender 
allfälliger Zuschläge im Sinne des § 40. 

(2) Für Idie Feststellungen der Anteile im Sinne 
des Ahs. 1 sind j'ene Ertr,a.gsverhältnisse maß­
gebend, die für idie g,epamteten F-lächen in der 
letZJtgültigen Einheitswertlfeststellung für ,den 
lanldwirtscha:ft.lich,en Betr:ieb zugrunde gelegt 
wunden. 
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Ge,ltende Fassung: 

485 ,der ,Beilagen 

Vor ge s chi a gen e . Fassung: 

(3) Pächterantehle unter 20000 S ,für ,den ein­
zdnen Pächter sind nicht festzustellen. 

(4)Für Zwecke der Vermögensteuer ,des Gl"und­
eigentümers ist, 'soweit hierüber nicht gemäß 
Abs. labgesp1"Ochen murde, ein Pächtel"anteil 
auch dann festlZustellen, wenn zwar die Vora,us­
setzungen für ,eine F,eststellung bei einzelnen 
.Pächtern nicht g-egeben sind, jedoch ,der Betrag 
von insgesamt 20 000 S überschritten wird. 

(5) Sind Feststellllngen im Sinne ,des Abs. 1 
erst auf einen Zeitpunkt vorz,unehmen, der nadl 
einem Feststellungszeitpunkt ,für ,den Einheits­
wert -des lanldwirtscha.ftlichen .Betriebes liegt, 
weil -ein Pachtverhältnis ,erst nach diesem Fest­
steHungszeitpunkt begründet oder verändert 
wUf1de oder einer der Beteiliguen ,erst zu einem 
späteren Zeitpunkt zur Vermögensteuer heran­
zuziehen -ist, so ,erfolgt die Feststellung der An­
teile im Sinne des Abs. ,I -z,llm 1. Jänner des 
Jahres, das der Begründung oder Änderung des 
Bachtverhältnisses foLgt, bzw. auf jenen Zeit­
punkt, ,der für die Veranlagung z,ur Vermögen­
steuer maßgebellld ist. Für Änderungen von Fest­
steLlungen im Sinne des Abs. 1 finden die Wert­
grenz-en ,des § 21 Abs. 1 Z. 1 lit. a keine An­
wellldung. 

(6) Ändern sich die Vorall-~setz,ungen für die 
Feststellung ,der Pädlteranteile gemäß Abs. 1 
uilid 4, so sind geänderte Bescheide zu erlassen. Die 
Be9timmungen der Abs. 2 ullld 5 gelten 3JUch für 
Festst:el1ungen gemäß Abs. 4. 

(7) Ist eine gemäß Abs. 1 zu treffende Fest­
stelLung für eine FeststelLung gemäß Abs. 4 von 
Bedeu1:iung, so i~t im FaLl -der Änderung oder 
nachträglichen Erlassung des B,escheides über die 
e1"stgenannte Feststellung ,der ß.escheild über die 
letztgen-annte Feststellung durch einen -neuen 
Bescheid 2m ersetzen. Wunde ein Pächteranteil 
gemäß Abs. 4 Jes~esteUtund wi1"d :w,f einen 
späteren Stichtag eine F'esnsteUung gemäß Abs. 1 
getroffen, die für die Feststellung gemäß Abs. 4 
von Bedeutung ist, so ist auch a.uf diesen späte­
ren Stichtag ein Pächter anteil gemäß Abs. 4 fest-
2)usteUen. 

(8) Fes1lstellungen gemäß '&00. 1 werden ein­
heidich mit Wirkung für aLle am Pachtverhältnis 
Beteil~ten getroffen. P,eststellungen gemäß 
Abs. 4 werden einheitlich g'etroffen, wenn auf 
der Sei,te ,des Verpächters mehrer-e Personen am 
Pachtverhältnis .beteiLi.gt sind. Soweit auf Seite 
des Verpächters oder ,des Pächters mehrere Perso­
nenam Padltverhältnis beteiligt sind, ist der 
gemäß Abs. 1 festliustel1ende Pächteranteil nach 
Maßga.be der Beteiligung aufruteilen. Eine solche 
Auf teilung ist bei den gemäß Abs. 4 festzustellen­
den Pächter,an1leilen vorzunehmen, wenn auf der 
Seite des Verpächters mehrer,e Personen am 
P~chtverhältnis beteiligt sind. Von Bescheiden 
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G e'l t ende Fa s s u n g: 

6. § 32 Ahs. 2 letzter Satz: 

"Außerdem istz<u unterstellen, daß der Betrieb 
schuldenfrei ist." 

7. § 32 Ahs. 3 Z. 1 und 2: 

,,1. Die natürlichen Ertragsbedingungen: Bo­
denbeschaffenheit, Geländegestaltung und klima­
tische V,el"hältl1!iJS~e; 

2. die folgenden wirtschaftlichen Ertragsbe­
dingungen: 

a) Hoftage, Geschlossenheit oder Zersplitte­
rung des Betriebes (innere Verkehrslage), 

!b) Verkehrs- und Absatzverhältnisse und die 
Verhältnisse des Arbeitsmarktes (äußere 
Verkehl.'1sla~e)." 

8. § 33 Abs. 1 letzter Satz: 

"Der Wohnungs wert ist Bestandteil ,des Ver­
gleichswertes (§ 39)." 

9. § 33 Abs. 2: 

,,(2) übersteigt jedoch der nach den Vorschrif­
ten ülber die Bewertung von bebauten Grund­
stücken zu ermittelnde Wdhnungswert bei land­
wirtschaJtlich genutzten Flächen 20 v. H. und 
bei weinbaumäßig genutzten Flächen 15 v. H. 
des Vergleichswertes, so ist der übersteigende 
Teil ,des Wohnungswertes als sonstiges hebautes 
Grundstück (§ 54 .Albs. 1 Z. 5) dem Grund­
vermögen zuzurechnen." 

V 0 I" g es c h 1 a gen e F as s u n g: 

üher Fests~eUungen gemäß Albs. 1 i~t je eine 
Ausfel"tigung ,dem V.erpächter und ,dem Pächter 
z,u übermitteln. Wenn bei ,Bescheiden über Fest­
stellungen ,gemäß Abs. 1 auf ,der Seite des Ver­
pächters oder des Päch~ers mehrere Personen am 
Pachtv,erhältnis beteiligt sind, 'so finldet hinsicht­
lich der jeweils auf Seite ,des Verpächters oder des 
Pächters bestehenden Personenmehrheit § 101 
Abs. 3 ,der ,Bun;desa~gabenondnung, BGBL 
NI". 194/1961, sinngemäß Anwendung; d~es gilt 
entsprechend, wenn bei Besch,erden gemäß Abs. 4 
auf Seite ,des Verpächters mehrere Personen am 
P.achtverhäItmis beteili~ sind." 

6. § 32 Abs. 2 letzter Satz hat zu Lauten: 

"Außendem ist z<u unterstellen, daß der Betrieb 
schuLdenfrei ist und mit einem für die ordnungs­
gemäße, gemeinübliche Bewirtschaftung des Be­
triebes notwendigen Bestand an Wirtschaftsge­
bäuden ausgestattet ist." 

7. § 32 Abs. 3 Z. 1 Uilld 2 haben zu lauten: 

,,1. Die natürlichen Ertragsbedingungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Z. 2 des Bodenschätzungs­
~esetzes 1970, BGBL NI". 233 (Bodenbeschaffen­
heit, Gelänclegestaltung,klimatische V.erhältnisse, 
Wasserverhältn'isse) ; 

2. ,die .folg,enden wir,tschaftlichen Ertrags­
bedingungen : 

a) äußere Verkehrslage (Lage des Hofes im 
Hinblick auf die Vermarktung der Erzeug­
nisse und die Versorgung mit Betriebs­
mitteln; Verhältnisse des Arbeitsmarktes), 

b) innere Verkehrslage (Lage bzw. Entfer­
nung der Betriebsflächen zum Hof), 

c) Betriebsgröße. " 

8. § 33 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten: 

"Der Wohnungswert .ist bei den unter § 29 Z. 1 
und 3 genannten Unterarten des land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögens bis zu einem, nach 
den Vorschriften über die Bewertung von be­
bauten Grundstücken ermittelten Wohnungswert 
von 25 000 S Bestandteil ,des VergleichsM'ertes 
(§ 39)." 

9. § 33 AJbs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) übersteigt jedoch ,der nach den Vor­
schriften über die Bewer.tung von bebauten 
GrutIlIdstücken ermitteL~e Wohnungswert den in 
Abs. 1 genannten Betrag, so ist der den :detrag 
von 25 OOOS übersteigende Teil des Wohnuogs­
w,ertes als sonstiges belbautes Grundstück (§ 54 
Abs. 1 Z. 5) dem Grundvermögen zU2.urechnen." 
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Ge,ltende Fassung: 

10. § 34: 

"Ve r g lei c h s be tri e be, B e tri e:b s z a h I 

(1) Um für die 'Bewertung aller landwirt­
schaftlichen Betriebe innerhalb des Bundesgebie­
tesdie Gleichmäßigkeit zu sichern und Grund­
lagen durch feststehende Ausgangspunkte zu 
schaffen, stellt das 'Bundesministerium für Finan­
zen für' bestimmte Betriebe (Vergleichsbetriebe) 
nach IBeratung im Bewertungsbeirat (§§ 41 
bis 44) mit rechtsverbindlicher Kraft das Ver­
hältnis fest, in dem sie nach ihrer ~rtragsfähig­
keit auf die Flächeneinheit (Hektar) bezogen, zu 
einem vom Bundesministerium für Finanzen als 
Hauptvergleichsbetrieb ausgewählten· Vergleichs­
betrieb stehen. 

(2) Das Verhältnis zum Hauptvergleichsbe­
trieb wird jeweils in einem Hundertsatz aus­
gedrückt (Betriebszahl). Die Betriebszahl des 
Hauptvergleichsbetriebes ist 100. 

(3) Als Vergleichsbetriebe wer:den innerhalb 
des Bereiches jeder Finanzlandesdirektion ße­
triebe ausgewählt, die für ,die Gegend kennzeich­
nend sein sollen." 

11. § 36: 

"E r mit t 1 u n g der Be tri e b s z a h I e n 

(1) Bei der Feststellung der Betriebszahlen 
sind Idie tatsächlichen Verhältnisse hinsichtlich 
der im § 32 Albs. 3 bezeichneten Ertragsbedin­
gungen Zugrunde zu legen; hiebei sind hin­
sichtlich der natürlichen Ertragsbedingungendie 
Ergebnisse der Bodenschätzung, soweit sie be­
reits rechtskräftig festgestellt sind, maßgebend. 

Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g: 

10. § 34 hat ~u lauten: 

,,§ 34 

Ha u,p t v:e ,r g I 'e ich sb e tri e b, V e r­
gleichsbetriebe, Betriebszahl 

(1) Für die 'Bewertung a:ller landwirtschaft­
lichen Betriebe innerhalb ,des Bundesgebietes wird 
von einem Ha.uptvergleichSibetri.eb ausgegangen, 
der die besten natürlichen ErtI1agsbedingung,en im 
Sinne des § 32 Abs. 3 Z. 1 aufweist und bei dem 
sich die wirtschaftlichen Ertragsbedingungen in 
ihrer Gesamtheit weder ertra.gsmindernd noch 
ertrags erhöhend auswirken. :Die Merkmale der 
natürlichen und wirtschaftlichen Er~ragsbedingun­
gen dieses Hauptv,e~gleichsibetriebes sind vom 
Bundesministlerium für Finanzen nach Beratung 
im Bewer,tungsbeirat durch Verordnung rechts­
verbindlich festz'l1lStellen und im "Amtsblatt ,zur 
Wiener Zeitung" kundzumachen. Die Boden­
klimazahl (§ 16 Abs. 2 Bodenschätzungsgesetz 
1970,BGBl. Nr. 233) dieses Haruptve'l'gleichs­
betriebes ist mit der Wertzahl 100 anzunehmen. 

(2) Um .für die Bewertung aller in der Natur 
tatsächlich vorkommenden landwirtschaftlichen' 
Betriebe innerhalb des Bundesgebietes die Gleich­
mäßigkeit zu sichern und Grundlagen durch fesr­
stehende Ausgangspun:kte zu schaffen, stellt das 
Bundesministerium tür Finanzen für bestimmte 
Betriebe (Vergleichshetriebe)' nach Beraturi.g im 
Bewertungsbeirat mit r,echtsverbindlicher,Kraft 
das' Verhältnis fest, in ,dem ,die Vergleichsbetriebe 
nach ihrer ErtragSfähigkeit a.ufdie F.1ächen­
einJieit (Hektar) bezogen zum Hauptvergleichs­
betrieb stehen. Diese Feststellung.en sind im 
"AmtsbLatt. zur Wiener Zeitung" kundzumachen. 
Die Vergleichshetriebe sind in aUen Teilen des 
B undesgebietJes _ (Finanzlartdesdirehionshereichen) 
so auszuwählen, daß ,die Ver~leichsbetl1iebe für 
die jeweilige Geg,endkennzeichnend sind. In ihrer 
Gesamtheit h3ibendieseeinen Querschn~tt über 
die Ertl"\ag~verhältnisse ,der landwirtschaftlichen 
Betriebe des Bundesgebietes zu' ergeben. 

(3) Das Verhältnis zum Hauptverg:leich&betrieh 
im Sinne [des Ab~. 1 wird jeweils in einem Hun­
dertsatz ausgedrückt (Betriebs.zahl). Die Betriebs­
zahl des Hau.ptvergleichSibetri.ebes. ist 100." 

11. § 36 hat zu lauten: 

,,§ 36 

Ermittlung der Betriebszahlen 

(1) Bei ,der Feststellung der BetlriebszahIen sind 
die tatsächlichen Vel1hälunisse hinsichtlich der im 
§ 32 Abs.3 .bezeichneten Ertragsbedingungen zu~ 
gnund. ",u :leg,en; hiehei sind hinsicHtlich der 
natüdichen El'trag~bedin~ungen .die rechts~ 
kräf,tigen En~ehnisse der ,Bodenschätzung maß~ 
gebend (§ .16 Bodenschätzungsgesetz 1970, BGBI. 
Nr.233). 
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Gel t e n ,de Fassung: 

(2) Hinsichtlich der übrigen Umstände, die die 
Ertragsfähigkeit beeinflussen können, sind ohne 
R,ü~sicht ,auf ,die tatsächlichen Verhältnisse solche 
zu untersteLlen, ,di,e in ,der betreffenden G~gend 
für die Bewirmcha,ftuilg ,als regelmäßig anzusehen 
sind. Dies gilt in~besondere hinsichtlich des Be­
standes an Gebäuden und 'Betriebsmitteln und 
hinsichtlich der Betriebsgröße. Als regelmäßig 
im Sinne des Satzes 1 ist anzusehen, daß Ne­
henhetriebe, Obstbau- und andere Sondetkul­
turen, Alpen sowie R'echte unld Nutzungen (§ 11) 
nicht zu den 'Betrieben gehören. 

(3) Zugepachtete Flächen, die zusammen mit 
einem Vergleichsbetrieb (Untervergleichsbetrieb) 
bewirtschaftet werden, können bei der Feststel­
lung der Betriebszahl mitberücksichtigtwerden; 
in ,diesem Fall ist der Hektarsatz des Betriebes 
nicht ,durch Anwendung. der für ihn festgestell­
ten Betriebszahl zu ermitteln. Für seine Er­
mittlung sind vielmehr ,die für alle ülbrigen Be­
triebe 'geltenden Vorschriften anzuwenden. Dahei 
sind die zugepachteten Flächen außer Betracht 
zu lassen. 

(4) Sei der Feststellung der Betriebszahl 
können bis zur Feststellung :der Ertragsfähigkeit 
sämtlicher landwirtschaftlich nutzbarer Flächen 
im Wege der Bodenschätzung auch andere 
brauchbare Anhaltspunkte verwertet werden, die 
für die Ermittlung der Ertragsfähigkeit bereits 
vorhanden sind. ce . 

12. § 38: 

"Ermittlung des Hektarsatzes 

Für die Ermittlung ,des Wertes, mit dem die 
Flächeneinheit (Hektar) eines landwirtschaftli­
chen 'Betriebes anzusetzen ist (Hektarsatz), gelten 
die folgenden Vorschriften: 

1. Das Bundesministerium für Finanzen stellt 
für die Betriebszahl 100, d. h. für ,den Haupt­
vergleichsbetrieb den Ertragswert pro Hektar 

. (Hektarsatz) fest; ferner bestimmt es, mit wel­
chen :Ertragswerten pro Hektar (Hektars ätzen) 
die im § 39 Albs. 2 Z. 1 lit. bund c genannten 
Grundstücksflächen anzusetzen sind; 

2. Für die übrigen Vergleichsbetriebe (Unter­
vergleichsbetriebe) ergibt sich der Hektarsatz aus 
der Anwendung ,der für sie festgestellten Be­
triebszahl auf den Hektarsatz des Hauptver­
gleichsbetriebes ; 

3. Für alle übrigen Betriebe wird der Hektar­
satz nach 'dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit 
zu :derjenigen der Vergleichshetriehe (Unterver­
gleichsbetriebe) ermittelt. Dabei gelten dieselben 
Grundsätze wie ,für die Feststellung der Betiiebs­
zahlender Vergleichsbetriebe (§ 36):' 

Vor ge s chI a gen e F a 5S u n g: 

{2) Hinsichtlich der ülbri,gen Umstände, die die 
Ertragsfähigkeit beein~lussen können, silIld ohne 
Rücksicht auf ,die tatsächlichen Verhältnisse solche 
zu unterstellen, ,die in der betreffenden Geglend 
für ,die Bewirtschaftung als regelmäßig anzusehen 
sind. Dies gilt insbesondere hinsichtlich des Be­
standes an Betrieb~mitteIn. AI,s regdmäßig im 
Sinne des Satzes 1 ist nicht anzusehen, daß 
Nebenbetriebe, Obstbau- und andere Sonderkul­
turen, Atlpen sowie Rechte un,d Nutzungen (§ 11) 
zu den Betrieben ;gehören. 

(3) Zugepachtete F1ächen, die ~usammen mit 
einem Vergleichs:bet1"ieb (Untervergleichsbetrieb) 
beWlirmcha1'tet wenden, können bei ,der Fests,tel­
lung der Setl'1iebszaJhl mitlberücksichtigt werden; 
in diesem Fall ist ,der Hektars:l!tz ,des Betriebes 
nichtdürch Anwendung der für ihn festgestellten 
ßtetJriebszahl zu ermitteln. Für seine Ermittlung 
sind vielmehr die für alle übri@en Betriebe geJe. 
tenden. Vottschl'iften al1!lJUw,enden. Dabei sind die 
zugepachteten Flächen außer Betracht zu lassen." 

12. § 38 hat zu lauten: 

,,§ 38 

Ermittlung des Hektar,satzes 

(1) Für die Betrielbsza.hl 100, d. h.für den 
Haluptvergleichshetr.ieh, ist Ider Ertr<ligswert pro 
Hektar (Hektars atz) mi,t Bundesgesetz festzu­
stelLen. 

{2) Der Bundesminister für Finanzen hestimmt 
mit Veror;dnung, mit welchen Ertragswerten pro 
Hektar (Hekvarsätzen) die im § 39 Ahs. 2 Z. 1 
J~t. a ;und :b genannten Griutlldstück5flächen anzu­
setzen sind. 

(3) Für die ührigen Vergleichsbetrielbe (Unter­
v,ergleichsbetriebe) el'gilbt sich der Hektarsatz 
aus der A'nwetl'dung der für sie EestgesteHten 
Betrietbszahl aUlf den Hektarsat:z des HaUiptver­
gleichsbetriebes. 
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Geltende Fassung: 

13. § 39: 

Vor g e s chI a gen e F ass u n g: 

.(4) Für alle Üibr~genBetriebe wird der Hektar­
satz nachdem Verhälltn~s ihrer Ertr.agsfähigkeit 
zu .derjenigen der Vergleichshetriebe (Unlle,rv,er­
gleich&betruebe) ermittelt. Hiebei sind für die 
wjrtschaftlichen Er,rragsbedingungen im Sinne 
des § 32 Abs. 3 Z. 2 Et. a und b OrtlSÜbliche Ver­
hältnisse zugrunde zu legen." 

13.§ 39 hat zu lauten: 

,,§ 39 

"Ermittlung der Vergleichswerte Ermittlun:g der V·ergleichswerte 
und Einheit.swerte 

(1) Der Vergleichswert ergi;bt sich unbesch3Jdet 
der Bestimmungen der kbs. 2 his 4 für alle Be­
triebe aus der Vervielfachungdes Hektarsatzes 
mit der in Hektar ausgedrückten Fläche des 
Betriebes. Wege, Gräben, Hecken, Grenzraine 
und dergleichen, die Teile eines landwirtschaft­
lichen 'Betriebes sind, sind der Grundstücksfläche, 
zu der sie gehören, zuzurechnen und, unbe­
schadet ,des § 40, gemeinschaftlich mit dieser 
zu bewerten. 

(1) Der V,el1g},eichsWlert el1gibt sichunbeschadet 
,der Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 für alle Be­
triebe aus ,der Vel'vie1fachung des Hektarsatzes 
mit der in Hekoar ausge'drückten Fläche des 
Betriebes. Woege, Gräben, Hecken, GrenQ:raine 
und der;gleichen, die Teile ,eines landwir·tschaft­
lichen Betriebes sind, sind der Grundstücksfläche, 
zu ,der sie gehören, zuzurechnen und, unbeschadet 
des § 40, gemeinsch3.iftlich mit dieser zu be­
werten. 

(2) Bei der Feststellung des Einheitswertes (2) Bei der Feststellung des Einheitswertles eines 
eines landwirtschaftlichen 'Betriebes sind die landwirtschaftlichen Betriebes sind die folgenden 
folgenden Teile des Betriebes gesondert zu be- Teile des ß,etriebes gesondert zu bewerten: 
werten: 

1. durch E1"mittlung .des Hektarsatzes nach 
dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zu der­
jenigen der Vergleichsbetriebe (Untervergleichs­
betriebe) 

a) landwirtschaftlich genutzte Grundstücks­
flächen, für die betriebswirtschaftliche 
Selbständigkeit angenommen werden 
kann, 

b) Alpen, 
c) landwirtschaftlich genutzte Grund:stücks­

flächen, deren Ertragsfähigkeit so gering 
ist, daß sie in ihrem derzeitigen Zustand 
land- und forstwiitschaftlich nicht be-
stellt werden können; 

2. nach den Vorschriften des § 46 Abs. 3 
forstwirtschaftlich genutzte Grundstücksflächen; 

3. durch Ermittlung des Hektarsatzes nach 
dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zu der­
jenigen der Weinibauvel1gleich&lagen weinbau­
mäßig genutzte Gr,uTIldsrucksflächen; 

4. 'nach den Bestimmungen des § 49 gärtne­
risch genutzte Grundstücksflächen mit Ausnahme 
der Hausgärten; 

5. mit ihrem Einzelertragswert 
a) AbbauJand; als kbbauland gilt alles Land, 

,das einen ,land- und fOI"Stwirtschaftlichen 
Ertrag nicht bringen kan.n, Idasaber einen 
Ertrag durch die Gewinnung Ider Boden­
substanz gewährt; 

1. durch ErmittJlung des Hektarsatzes nach dem 
Verhältnis ,i'hrer Ertragsfähigkeit zu ,der­
jenigender Vergleich.sbet1"iebe (Unt'erver­
gleichsbetriebe ) 
a) Alpen, 
b) landw.irtschaftlich genutz,te Grundstück­

flächen, dellen Ertnagsfähigkeit so gering 
ist, daß sie ,in ihrem dellzeitiJg,en Zustand 
land- und forstwirtschaftlich nicht be­
stellt werden können; 

2. nach den Vorschr1f,ten des § 46 Abs. 3 forst­
wirtschaftlich genutzte Grundstücksflächen; 

3. durdl Ermitdung des Hektarsatzes nach dem 
Verhältnis ihr,er Ertragsfähigkeit zu der­
jenigender Weinbauvergleidlslagen wein­
haumäßig genutzte Grund'Stücksflämen; 

4. nach ,den Bestimmungen ,des § 49 gärtnerisch 
g.enutzte Grundst'Ück!sflächen mit Ausnahme 
der Hausgärten; 

5. mit ,ihrem iEinzeLertf3igSwert Teile ·des l:md­
wirtsmaftlichen Betriebes, soweit sie, los­
>gelöst von ihrer Zugehör.iJgkeit zu di.esem 
Bet~ieb, zum übrigen land- und forstwirt­
schaftlichen Vermögen gehören würden. 
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Ge'lten,de Fassung: 

b) Teich-, See- und Flußflächen, soweit sie 
nicht unter lit. c fallen oder gemäß 
Abs. 3 für die Bewertung ausscheiden; 

c) Teile des landwirtschaftlichen Betriebes, 
soweit sie, losgelöst von ihrer Zugehörig­
keit zu diesem Betrieb, zum übrigen land­
und forstwirtschaftlichen Vermögen gehö­
ren würden. 

(3) Teile des landwirtschaftlichen Betriebes, 
die unproduktives Land sind, scheiden für die 
Bewertung aus; als unproduktives Land gilt 
alles Land, das durch keinerlei Nutzung einen 
Ertrag abwirft und das auch bei geordneter, 
verständiger Wirtschaftsweise nicht in Kultur 
genommen werden kann. 

(4) Weicht der Wert, der sich für den land­
wirtschaftlichen ßetriebbei Anwendung der 
Abs. 2 und 3 ergeben würde, nur unerheblich 
von .dem Wert ab, rder sich bei Anwenc1ung des 
maß-&Elbenden Hektar,satzes auf den IganZJen Be­
trieb eng~bt, so kann von Ider A>nwendung dies-er 
Bestimmungen abgesehen und der maßgebende 
Hektarsatz auf den ganzen Betrieb angewendet 
werden." 

14. § 41 Abs. 2 Z. 3: 

,,3. sechs unter Bedachtnahme au'f den Vor­
schlag der Präs1dentenkonferenz der Lan.dwirt­
schaftskammern österreichs im Einvernehmen 
mit dem Bunidesminister für Land- und Forst­
wirtschaft berufene Mitglieder, die Landwirte 
sind, oder, ohne die Landwirtschaft auszuüben, 
über eingehende Sachkenntnis auf dem Gebiete 
der Landwirtschaft verfügen. Hievon müssen 
mindestens zwei Mitglieder Landwirte sein, de­
ren landwirtschaftlicher Betrieb ein Flächen­
ausmaß von nicht mehr als zehn Hektar umfaßt. 
Nach Bedarf können vorübergehend mehr als 
sechs Mitglieder in gleicher Weise berufen wer­
den. Der -Bundesminister für Finanzen kann die 
Berufung jederzeit zurücknehmen." 

15. § 43: 

"A u f ga h e n ·de IS Be w e ,r,r u n g s b e i­
rates 

Der Bewertungsbeirat berät das Bundesmini­
sterium für Finanzen 

1. bei der Bestimmung -der Vergleichsbetriebe, 

2. bei der Feststellung der Betriebszahlen für 
die Vergleichsbetriebe, 

Vor ge s chi a g e ri. e Fa s s u n g: 

(3) Teile rdes landwirtsch,aftLichen B'etriebes, 
die unproduktives Lanld sind, '5che~den für die 
Bewertung aus; als unproduktives Land gilt alles 
Land, rdas durch keinerlei NutZJung ,einen Ertrag 
abwirft und ,dalS ,aruch bei geondneter, verstänrdiger 
Wirtscharftsweise nicht in Kultur genommen wer­
den kann. Unbeschadet der Bestimmungen Ides 
1. Satzes ,sin·d jene Flächen,d,ie ·zwar nicht in 
Kultur genommen w,enden können, alber ander­
wärtig g,enutzt werden, Igemäß Arbs. 2 Z. 1 lit. b 
gesondert zu hewerten. 

(4) Weicht der Wert, der sich für ,den lanrd­
wrirtscharftlichen Betrieb rbei Anwendungen der 
Abs. 2 urud 3 ergeben würde, nur unerheblich 
von dem Wert ab, ider sich ibei Anwendung' des 
maßg,ebenden Hektarsatzes i3iufden ganzen Be­
trieb ergibt, so kann von ,der Anwendung dieser 
ß.estimmungen abgesehen und .der maßgebende 
Hekrtarsatz auf den ganzen rBetriebangewendet 
wenden." 

14. § 41 Abs.2 Z. 3 ha,t:z;u lauten: 

,,3. sech'sunter Bedachnnahme:lJuf den Vor­
schlr:lJg .der Präsidentenkonferen'Z ,der Landwirt­
schahskammern österreich,s im Einvernehmen 
mit ,dem ,Bundesminister für Land- unld Forst­
wirtschaft berufene Mitl&lieid,er, die über ein­
gehende Sachkenntnis auf ,dem Gebiete der Land­
wj,rtsm:lJft verfügen. Hj,evon müssen jedoch 
mindestens zwei Mitglieder :lJusübende Landwirte 
sein. Nach Bedarf können vorübergehend mehr 
a1s sech,s Mitglieder in g:leicher Weise berufen 
weriden. Der Bundesminister für Finanzen kann 
die Ber,u,fung jederZieit 'Zurücknehmen." 

15. § 43 natzJU lauten: 

,,§ 43 

Auf gabe n ,cl es B ew ,e r tun g s be i­
,r,at'es 

Der Bewertungsbeirat berät .das Bundesmini­
'sterj,um für Finran'Zen 

1. bei Ider Beschreibung der Merkmale des 
Hauptverrgleichshetr~ebes (§ 34 Abs. 1), 

2. bfi der Bestimmung der . V,errgleich~betri,ebe, 
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Gehenlde Fassung: 

3. bei der Feststellung .der Hektarsätze gemäß 
§ 38 Z. 1, 

4. bei weiteren Maßnahmen, die zur Siehe­
rungder Gleichmäßigkeit der Bewertung inner­
halb des Bundesgebietes zu treffen sind." 

16. § 46 Abs. 3 Z. 1: 

,,1. von welchem Wert für die Fläeheneinheit 
(Hektar) eines Nachhaltsbetriebes mit regel­
mäßigem Altersklassenverhältnis auszugehen ist 
(Hektarsatz). Der Hektarsatz ist getrennt nach 
den verschiedenen in <Betracht kommenden Holz­
arten, Standortsklassen, Bestockungsgraden und 
erzielbaren Holzpreisen festzustellen;" 

17. § 46 Albs. 3 Z. 3: 

,,3. mit welchem Hektarsatz Mittelwald- und 
Niederwaldbetriebe, Schutz- und Bannwälder 
und sonstige in .der iBewirtschaftung einge­
schränkte Wälder oder derartige Flächen inner­
halb anderer Betriebe sowie Wälder mit nieht 
mehr als zehn Hektar Flächenausmaß anzusetzen 
sind;" 

18. § 47 Abs. 1: 

,,(1) Für die forstwirtschaftliche Abteilung 
des Bewertung~beirates treten an die Stelle der 
im § 41 Abs. 2 Z. 3 Satz 1 bezeichneten sechs 
Mitglieder vier Mitglieder, die entweder aus­
iibende Forstwirte sind oder, ohne ausübende 
Forstwirte zu sein, über allgemeine Sachkenntnis 
auf dem Geh~ete der Forstwirtschaft verfügen. 
Hievon muß mindestens ein Mitglied Berg­
bauer sein." 

19. § 48 Abs. 6: 

,,(6) Für die Weinbauaibteilung des Bewer­
tungsbeirates treten an die Stelle der im § 41 
Abs. 2 Z. 3 Satz 1 bezeichneten sechs Mitglieder 
vier Mitglieder, die entweder Weinbautreibende 
sind oder, ohne Weinbautreibende zu sein, über 
allgemeine Sachkenntnis auf ,dem Gebiete des 
Weinbaues verfügen. Hievon muß mindestens 
ein Mitglied ein Weinhautrei:ben:der sein, dess·ee 
Betrieb ein Fläch,enausmaß von nicht mehr als 
ein Hektar umf~ßt." 

20. § 49 Abs. 1 und 2: 

,,(1) Zum gärtner~schen Vermögen gehören alle 
Teile einer wirtschaftlichen Einheit, .die dauernd 
einem gärtnerischen flauptzweck dient (gärt­
nerischer Betrieb). Ein gärtnerischeriBetrieb liegt 
auch dann vor, wenn ,die gärtnerischen Erzeug-

Vor g es chI a gen e Fa s s u n g: 

3. bei lder Fesustellungder Betrieb&zahlen für 
die VeIigleichsbetrciebe, 

4. bei ,der ,Festsetzung der Hektarsätze gemäß 
§ 38 Abs. 2, 

5. bei weiteren Maßnahmen, ,die zur Sicherung 
lder Gleichmäß~gkeit .der Bewertung mner­
haLb ,des Bundesg,etbietes zu tr'effen sind." 

16. § 46 Abs. 3 Z. 1 h:lit zu lauten: 

,,1. von weIchem Wert für ,d~e Flächeneinheit 
{Hektar) e~nes Nachlhalusbet6ebes mit regel­
mäß'igem Altersklassenverh:iltnils :liusZJugehen ist 
(Hektarsatz). Der Hektarsatz ist getrennt nach 
Iden verschiedenen in B'etracht kommenden Holz­
arten, Standortsklassenun1d erzielbaren Holz-
pl1e~sen festzUis1:ellen;" . 

17. § 46 Abs. 3 Z. 3 hat IZJU la.uten: 

,,3. mit welchem Hektarsatz Mittelwald- und 
Niederw:liLdbetriebe, Schutz-U:n!dBann wälder 
und sonstige in .der Bewiruschaftung ein@e­
'Schränkte WäLder oder ,derar,tigeFlächen ,inner­
halb anderer Betriebe, WäLder mit nicht mehr 
als ;z;ehn Hektar Flächenausmaß sowie Forst­
betriebe mit mehr als zehn Hektar- bis hundert 
Hektar Flächenausmaß ,anzusetzen .sinid;" 

18. § 47 Abs. 1 hat zu Iauten: 

,,(1) Für die fOl"stwirtschaftliche Abteilung ,des 
Bewertun,@sbeir,at~s treten an Stelle der im § 41 
Abs. 2 Z. 3 S3.itZ 1 bezeichneten sechs Mitglieder 
vier Mitglieder, ,die über eingehende Sachkennt­
nis aJuf dem Gebiete ,der Forstwirtschaü ver­
fügen. Hievon müssen Jedoch mindesten5 zweI 
Mit@lieder :liusühende Forstwirte sein." 

19. § 48 Abs. 6 hat zu lauten: 

,j(6) Für ,die Weinbauabteilung des Bewertungs­
beirates treten an .die SteHe Ider im § 41 Abs.2 
Z. 3 Satz 1 bezeichneten sechs MitgLieder vier 
Mi~glieder, ,die über eingeJhende Sachkenntnis 
auf ldem Gehiete ,des Weinhaues verfü,gen. Hie­
von muß jedoch minide&tenlS ein Minglied aus­
übender Wemthautreihender sein." 

20. §. 49 Abs. 1 uri9, 2 halben ~u lauten: 

,,(1) Zum gärtnerischen Vermög,en gehören 
alle Teilee1n,er wirtschaftLichen Einheit, die 
dauernd einem igärtnerischien Hauptzweck dient 
(gärtner~scher 'Betrieb). Ein ,gärtnerischer Betrieb 
lie~t auch ,dann vor, wenn die, gärtnerischen 
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Geltende Fassung: 

nisse unter Glas oder anderen Einrichtungen 
zur Beeinflussung der natürlichen Ertragshedin­
gun gen gewonnen werden. Nicht zum gärtneri­
schen Vermögen, sondern zum Grundvermö­
gen gehören solche Flächen, die vorwiegend der 
Erholung ,dienen und bei deren Bewirtschaftung 
nicht damit ,ger,echll'et wird oder gerechnet wer­
den kann, daß ,der R!ohertrag die' Kosten deckt. 

(2) Auf die gärtnerischen Betriebe finden die 
,§§ 30, 31, 32, 41, 42 und 44 entsprechellIde An­
wendung, soweit sich nicht aus den Abs. 3 bis 6 
etwas anderes ergibt." 

21. § 49 Abs. 6: 

,,(6) Für die gärtnerische Abteilung des Be­
wertungsbeirates treten an Stelle der im § 41 
Ab. 2 Z. 3 Satz 1 bezeichneten sechs Mitglieder 
drei Mitglieder, ,die entweder selbst Gärtner 
sind oder, ohne selbst Gartenbau zu, betreiben, 
über allgemeine Sachkenntnis auf dem Gebiete 
des Gartenbaues verfugen. Der Bewertung!>beirat 
berät das Bundesministerium für Finanzen bei 
den im Abs. 3 hezeiehneten Feststellungen und 
bei weiteren Maßnahmen, ,die zur' Sicherung der 
Gleichmäßigkeit der Bewertung innerhatb des 
Bundesgebietes zu treffen sind." 

22. § 53 Abs. 7 lit. a: 

"a) bei bebauten Grundstücken, soweit ein 
durch gesetzliche Vorschriften beschränkter Miet­
zinselllt'richtet wird, ,eI).tsprechellld ,dem Anteil 
der von ,der Mietzinsbeschränkung betroffenen 
nutzbaren Flächen an der gesamten nutzbaren 
I;"läche (Abs. 5), bei einem Anteil von 
100 v. H. bis 80 v. H. an ,der gesamten nutz­

baren Fläche 60 'v. H., 

Vor g e s chI a gen e F ass u n g: 

Erzoogniss,e unter Glas od,er aIl!deren Einrichtun­
gen zur Beeinflussung ,der natürlichen Ertrags­
bedingung,en gewonnen wel1den. Nicht zum 
gärtnerischen Vermög,en, ,sondern zum Grullld­
vermögen ,gehöl1en solche Frläch,en, die vorwiegend 
der El1holungd~enen bzw. bei deren BewirtsChaf­
tung ein Reinertrag nicht zu erwarten ist. 

(2) Auf ,die gärtnerischen B,etriebe finden die 
§§ 30 his 32, 41,42 ,und 44 entsprechende An­
wendung, rsoweitsich nicht aus den Abs. 3 bis 6 
etwas ,a1l!deres ,el'g~bt." 

21. § 49 Abs. 6 hat zu Ia,uten: 

,,(6) Für ,diegäl'tnerische Abteilung 'des Be­
wertungsbeil'lates treten an' SteHe der ~m § 41 
Abs. 2 Z. 3 Satz 1 beZicichneten sechs Mitglieder 
drei Mitglieder, die übereiingehende Sachkenntnis 
3lUf 'dem Gebiete des Gar,tenb;vues verfügen. 
Hievon muß jedoch millldestens ein Mitglied 
ausühender nrwerbsgärtner sein. Der Bewerrungs­
beirat berät ,dasBrun'desministe1'lium .für Finanzen 
bei Iden im Abs. 3 bezeichnet~n Fes~tellungen 
und bei weiteren Maßnahmen, die zu'r Sicherung 
der Gleichmäßigkeit ,der Bewertung ,innerhalb des 
Bunldesgebiietes iLU treffen sind." 

22. § 53 Ahs. 71it. a hat zu la,uten: 

'1.1) ,hei bebauten Grund:stücken, soweit ein 
durch ,gesetzliche Vorschriften beschränkter Miet­
zins entrich,tet wird, ientsprechend ,dem Anteil 
der von der MietJzin~beschränkung betroffenen 
nutzhar,enFIächen an ,der gesamten -nutzbaren 
Fläch,e (Abs. 5), bei einem ,Antcil von 
100 v. H. bis 80 v. H. an ,der gesamten nutz­

baren Fläche 60 v. H., 
weniger als 80. v. H. bis 60 v. H. an 

samten' nutzharen Fläche 55 v. H., 
der ge- wenig.er als 80 v. H. bis 60 v. H. 'an der gesamten 

weniger alS 60 v~ H. his· 50 v. H. ,an 
samten nutzbaren Fläche SO v. H., 

nut~har'en Fläche 55 v. H., ' 
der ge- wen~ger als 60 v. H. b~s 50 v. H. an ,der gesamten 

nutzbaren Fläche 50 v. H., 
. weniger als 50 v.H~ bis 40 v. H. an der ge- weniger als 50 v. H. his 40 v. H. an derg.esamten 

sam'ten nutzbaren Fläche 45 v.H.; nutzbaren Fläche 45 v. H., 
weniger als 40 v. H. bis 30 v. H. an der ge- weniger als 40 v. H. bis 30 v. H.an ,der gesamten 

sa,mtJen nutzbar,en Fläche 40 v. H., nuuzbal'en Fläche 40 v. H., 
weniger als 30 v. H. bis 20 v. H. an der ge- weniger ,als 30 v. H. bis 20 v, H.an der gesamten 

samt,en nutzbaren Fläche 35 v. H., • 'lliUtzharen Fläch,e. 35 v.H., 
weniger als 20 v. H. bis 10 v. H. ,an der ge- wel1J~ger a,ls 20 v.H. bis 10 v. H. an der g,esamten 

samten nutzbaren Fläche 30 v. H. undnutzharenFläche 30 v. H. und 
weniger als 10 v. H. an der gesamten nutzbaren weniger als 10 v,, H.an ,der ge'samten nutzharen 

Fläche 25 v. H.; Fläche 25v, H.; 

bei der Ermittlung des Anteiles der von det bei der ErmittlUllig des Anteiles' der von. der 
Mietzinsbeschränkung hetroffenen nutzbaren Mietzin'sbeschränlwng betroffenen nutzbaren 
Fläche sind :die Wohnräume mit ihrer tatsäch- Fläche sillld ,die Wohnräume mit ihr.er tatsäch­
lichen nutZibaren Fläche, . die gewerblichen oder lichen nutzbareri Fläche, ,die :gewerblichen oder 
öffentlichen Zwecken dienenden Räume jedoch öffentlichen Zwecken ,dienenIden Räume jedoch 
nur mit ihrer ha~ben nutzbaren Fläche anzuset- nur mit ihrer halben: nutzbaren Fläche anzu­
zen; bei Mietohjekten, für die nach dem 31. De- setzen; bei. Mietobjekten, für' die nach dem 

.. 
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Ge:l t end e Fa s s u n g: Vor ge s chi a gen e Fa s s u n g: 

zember 1967 em Mietvertrag abgeschlossen 31. Dezemher 1967 ein M]etvertrag ahgeschlos­
wurde, ist ein· durch gesetzliche Vorschriften sen Wlul'de, siIlld nrur die:Be~timmungen des § 15 
beschränkter Miet~ins nicht anzunehmen, sof'ern· W ohnhaus-Wiederaufbaugesetz als geset~Iiche 
nicht ,die Bestimmungen -des § 15 Wohnhauswie- MietZiinsbeschränkung im Sinne des ersten Halb­
deraufbaugesetz entgegenstehen oder diese Miet- satzes anzusehen; die Kürzun,g ist auch für Miet­
objekte· nachweislich nicht bzw. nicht zu einem obj-ek-ue z.u gewähren, ,die nach diesem Zeitpunkt 
höheren als dem seinerzeitigen beschränkten nachweislich nicht bzw. nicht ZiU einem hö~eren 
Mietzins vermietet werden können," als _dem seinerzeit auf Grund .des Mietengesetzes, 

23. § 68: 

",Bewertung 

(1) Die zu einem gewerblichen Betrieb ge­
hörigen Wirtschaftsgüter sind vorbehaltlich der 
Abs. 2 und 3 inder Regel mit dem Teilwert 
anzusetzen. 

des PreisregelungSigesetzes und ,des Zinsstop­
gesetzes beschränkten Mietz.ins vermietet werden 
können," 

23. § 68 hatz,u 13!uten: I 

,,§ 68 

B ewertun,g 

(1) Die zu einem gewerblichen Betrieb ge­
hörigen Wirtschaft~güter sil1!d vorbehaltlich ,der 
Abs. 2 bis 4 in ,der Regel mit dem Teilwert 
anrzJUsetzen. 

(2) Für die Bewertung der Betriebsgrundstücke (2) Für ,die Bewertung ,der Betriehsgrundstücke 
gilt § 60 A'bs. 4. Für die Bewertung der Ge- ,grIt § 60 Abs. 4. Für die ,Bewertung ,der Gewerbe-
werbeberechtigungen gilt § 61 Abs. 4. bel'echtig,ungen gilt § 6f Abs. 4. 

(3) Für die Bewertung von Wertpapieren, An- (3) Für ,die Bewertung von Wertpapieren, An-
teilen und Genußscheinen an Kapitalgesellschaf- teilen ullid Genußsch,einen ,an Kapitalgesel;Ischaften 
ten -gilt § 72. gilt § 72. 

(4) Der Gesamtwert des gewerblichen Betriebes 
ist die Summe der Werte, die sich nach den 
Abs. 1 bis 3 ,für die einzelnen Wirtschafts güter 
ergeben, vermindert um die Schulden und Rück­
lagen (§ 64) des -Betriebes. Bei der Ermittlung 
des Gesamtwertes sind die Betriebsgrundstücke 
(§ 60) und die Gewerbeherechtigungen (§ 61) 
mit den für sie festgestellten Einheitswerten an­
zusetzen. " 

24. § 69 Z. 1 lit. a un-d b: 

,,1. a) Verzinsliche und unverzinsliche Kapi­
talforderungen jeder Art, soweit sie nicht unter 
lit. bund c fallen; hiebei gehören auf Inhaber 
lautende TeilschuLdverschreibungen, Pfandbriefe 
und Kommunalschutdverschreibungen inländi­
scher Schuldner nur insoweit zum sonstigen 
Vermögen, als vhr Wert insgesamt 50 000 S 
übersteigt; 

h) Spareinlagen, 'Bankguthaben, Postscheck­
guthahen und sonsdge laufende Guthaben, in­
ländische und ausländische Zahlungsmittel; lauten 
diese Beträge / auf Schilling, so gehören sie bei 

(4) Forderuiligenaus Lieferungen und sonstigen 
Lei-smnlgen, die gemäß § 6 Z. 1 'bis 3 des Um­
satzsteuengesetzes 1972 li. d. g. F. von der Um­
satzsteuerhefreit $ind, sil1!d mit 85 v. H. des 
Nennwertes anzusetzen, ,sofern nicht besondere 
Umstände g,emäß § 14 ,einen geringeren Wert 
begründen. 

(5) Der Gesamtwert Ides gewerblichen Betriebes 
ist ,die Summe der Werte, die sich nach den 
Ahs. 1 ibis 4 für di,eeinzelnen Wirtschaftsgüter 
el1geben, vel1mindert um die Schulden -und Rück­
lagen (§ 64) -des Betriebes. Bei der Ermittlung 
:des Gesamtwertes sind ldie Betriebsgrundstücke 
(§ 60) und die Gewerhebel'echt~gu11!gen (§ 61) 
mit iden .für sie f.est;gestellt,en Einheitswerten 
3!ll~usetzen. " 

24. § 69 Z. lEt. a und b haben zu lauten: 

,,1. a) Verzins.J.iche ul1!d ,unverz>insliche Kapital­
fOliderung,en jeder Art, soweit 'Si~e nicht unter 
lit. hund c fallen. Auf Inhaiber lautende Teil­
schuldverschreiibungen, Pfandbriefe und Kom­
munalschuldv.erschrdbu11ig.en inländischer SchuLd­
ner gehören nur insoweit Zium sonstigen Ver­
mägen, als ihr Wert insgesamt .100 000 S über­
steigt; 

b) Sparei:nLa,gen, Bankguuhaben, Postscheckgut­
haben und sOniStige laufeooe· Guthaben, in­
ländische und ausländische Zahlungsmittel; lauten 
.diese Beträge auf SchliHing, so g.ehören· sie bei 
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G eh ende Fa s s u n g: 

natürlichen Personen nur insoweit zum sonsti­
gen Vermögen, als sie insgesamt 50 000 S über­
steigen;" 

25. § 69 Z. 7: 

,,7. Wirtschaftsgüter, die einem land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb oder einem gewerb­
Lichen Betrieb zu ,dienen hestimmt sind, tatsäch­
lich an dem ,für die Veranlagung zur Vermögen­
steuer maßgebenden Zeitpunkt aber einem der­
artigen Betrieb des Eigentümers nicht dienen, 
insoweit ihr gemeiner Wert insgesamt 30000 S 
übersteigt;" 

26. § 69 Z. 8: 

,,8. Kraftfahrzeuge, Flugzeuge, Motorboote 
und Segeljachten;" 

27. § 69 Z. 10: 

,,10. Gegenstände aus edlem Metall, Schmuck­
gegenstände und solche Luxusgegenstände, die 
nicht zur Ausstattung der Wohnung des Steuer­
pflichtigen gehören, wenn ihr gemeiner Wert ins­
gesamt 100000 S übersteigt." 

28. § 74 Abs. 1 Z. 1: 

,,1. bei inländischen SchuLdverschreibungen mit 
Ausnahme der Wandelschuldverschreibungen und 
bei Options scheinen 'ist der Kurswert maßge­
hend," 

Vorgeschlagene Fassung: 

natülilichen Per-sonen IliUr insoweit ~um sonstigen 
Vermögen, als sie insgesamt 100000 S über­
:steigen;" 

25. § 69 Z. 7 hat zu lauten: 

,,7. W,irtschafugüter, Idie einem land- und 
forstwirtscha.ftlichen Betrieb oder einem gewerb­
lichen B'etrieb zu dienen hestimmt sil1Jd, tatsäch­
lich aIl'l dem ,für Idie Veranlagung rur Vel'mögen­
steuer maßgebel1Jden Zeitpunkt aber einem der­
a.r:cigen Betl'ieb des B~gentümers nicht dienen, 
insoweit ihr gemeiner Wert insgesamt 50000 S 
übersteigt ;" 

26. § 69 Z. 8 hat zu la.uten: 

,,8. Kra.ftfahrzeug,e ;und Anhänger, Luftfahr­
zellIge, Motor- u1JId Segelboote, Motor- und 
Segeljachten;" 

27. § 69 Z. 10 hat zu laJutien: 

,,10. Geg.enständea.us edlem MetaU, Schmuck­
gegenstände und solche Luxus.gegenstände, die 
nicht zur Ausstiautung Ider Wohnung ,des Steuer­
pflichtigen g,ehören, w.el1JIlIDr gemeiner Wert 
insgesamt 150 000 S übersteig,t." 

28. § 74 Abs. 1 Z. 1 hat zu ,Lauten: 

,,1. hei inläl1Jd~schen Schuldvel'schreihungen ~it 
Ausnahme der, Wal1JdeLschuLdverschreibungen ist 
,der K!urswert maßgebend. Weicht ,dieser Kurs­
wert um nicht mehr aLs 10 v. H. vom Nennwert 

" ab, so ist für a.uf Schilling lauteoo,e Wertpapiere 

29. § 76 Abs. 3: 

,,(3) Bei der Bewertung des Gesamtvermögens 
sind die Wirtschaftsgüter, für die ein Einheits­
wert ,festzustellen ist, mit dem festgestellten 
Einheitswert anzusetzen. Dabei sind die Ein­
heitswerte ,für Einfamiilienhäuser um 30 vom 
Hundert zu kürzen; die Kürzung darf jedoch 
höchstens 50 000 S betragen." 

30. § 77 Albs. 2: 

,,(2) Nicht abzugsfähig sind Schulden und 
Lasten, soweit sie bereits bei der Feststellung des 
Einheitswertes berücksichtigt wor,den sind oder 
in wirtschaftlichem Zusammenhang mit Wirt­
schaftsgütern stehen, ,die nicht zum Vermögen 
im Sinne dieses Gesetzes gehören." 

der Steuerkurswert mit 95 v. H. des Nennwertes 
a.nzusetzen; bei OptionSIScheinen ist der Kurs­
wert ,maßgebend," 

29. § 76 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Bei ,der Ermittlung ,des Wertes ,des Ge­
samtverlffiögens s1nd die Wiirtschaftsgüter, für 
die ein Einheitswert festzU'stJelllen ist, mit dem 
festgestellten Einheitswert anzusetzen, wobei die 
Einheitswerte land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe um die gemäß § 31 a festgestellten 
Pächteranteile zu vermindern sind. D~e Einheits­
wert,e bzw. Einheitswertianteile von Ein.familtien­
häusern im Sinne des § 54 Abs. 1 Z. 4 sind um 
einen Betr,ag von höchstens 100000 S bzw. um 
den dem Anteil entsprechenden Teilbetrag von 
100000 S zu kü,rzen." 

30. § 77 A:bs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Nicht ahlruigsfähig s~nd Schulden und 
La~ten, soweit sie mit einem gewerlblichen Betrieb 
in Wlil'tSchaf.t!ichem Zusammenhang stehen oder 
in wirtschiaJtlichem ZusaJmmenhang mit Wirt­
schaftsgütern stehen, rdie nicht zum Vermögen 
im Sinne idieses Gesetzes gehören." 
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G e1 t en,de F as su ng: Vor g e s c h lag e n e F as s u n g: 

31. Dem § 77 wirld foLgender Abs. 4 angefügt: 

,,(4) In ,den FäLlen, ',in ,denen § 5 Abs. 3 des 
VermögellJSteuel1gesetz,es in geltender F1assung 
Anwendung findet, sind nur j-ene SchuLden und 
Lastena:bz.ugsfähi,g, Idie im unmittelbaren w,ir,t­
smalfdichen Zusammenhang mit, WirtJSchafts­
güne,rn ,stehen, die Ider inläIlldischen Besteuerung 
,unteflliflg'en. " 

32. ,Dem § 78 wenden 'EoLgende Abs. 5 und 6 
angefügt: 

,,(5) Im F:alle der Zusammenrechnung nach 
A:b:s. 1 oder 2 ist ,die im § 69 Z. 5 lit. a ange­
führ.te Fr,ei.grenze für jeden Beremtigten Zoll 

gewähren. 
(6) Der Fre1betr,a,g nam § 76 Abs. 3 .aal'f aum 

im Falle der Zusammenr,emnung nam Ahs. 1 
ader Abs. 2 ,den Betrag von 100000 S nicht 
über,steigen. " 

ABSCHNITT II 

, Artikel I 

§ 20 Abs. 3: 

,,(3) Die Hauptveranlagung gilt von dem 
Kalenderjahr an, ,das mit dem Hauptfeststel­
lungszeitpunkt beginnt. Die bisherige Veranla­
gunggilt bis zu diesem Zeitpunkt." 

§ 20 Albs. Jhat ZIU lautlen: 

,,(3) Die im Anschilußan die HaupofeststeHung 
der Einheitswer.te festzusetzenden Grundsteuer­
meßbeträge werden e1'st mit den im § 20 AJb~. 3 
el'ster Satz .des Bewertung~gesetzes 1955 genann­
ten Zeitpunkten wirksam. Bis zu diesen Zeit­
punkten ,gilt die ihi&her:ige Veralnlagung, 'soweit 
ruimt ,die VOl1aussetzungen für Idi.e Durchführung 
von FortJSmreibungsveranlagungen oder Nach­
v,eranJagungen gemäß §§ 21 und 22 ,des Grund­
s.teuerge&etz,es 1955 g,eg,eben ~ind; beim Vorliegen 
der erwähnten Voraussetzungen sind Fortschrei­
bungsv'eran!a.gung,en und Nachveranlagungen der 
Grundsteuermeßbeträge auch zu den Hauptfest­
stellungszeitpunkten gemäß Abs. 1 Z. 1durm­
zuführen." 

ABSCHNITT III 

Artikel I 

1. Freibetr,ag bei bestimmten Kapitalerträgen 

§ 40. Sind Idie Voraussetzungen für eine Ver­
anlagung nach § 41 nimt gegeben, so ist bei 
der Veranlagung, wenn im Einkommen Gewinn­
anteile aus Aktien (Dividenden), Gewinnanteile 
und Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirt­
smaftsgenossenschaften oder Zinsen festverzins­
licher österreichischer Wertpapiere enthalten 
sind, ein ,Betrag bis zur Höhe dieser Gewinn­
anteile und Zinsen, höchstens jedom ein Betrag 
von 7000 S, abzuziehen. Unterblei'bt eine Ver­
anlagung, weil das Einkommen ,den Betrag von 
19500 S (§ 42 Abs. 1 Z. 3) nicht übersteigt, 
so ist die von Gewinnanteilen aus Aktien (Divi­
denden) oder Gewinnanteilen und ,'Zinsen aus 

1. F,reihetrag bei bestimmten Kapitalerträgen 

§ 40. Sind Idie Voraussetzungen für eine Ver­
anlagung nach § 41 nicht gegeben, so ist bei der 
Ver,anlagung, wenn in den Einkünften aus Kapi­
talvermögen steuerabzugspflichtige Gewinnan­
teile aus Aktien (Div,j,denden) oder Gewinnanteile 
und Zinsen aus Anteilen ,an Erwe!1bs- und Wirt­
schaftsgenoss,enschaften enthalten sind, 'ej,n Betrag 
bis zur Höhe dieser steuerabzugspflichtigen Ein­
künfte, hömstens jedoch ein Betrag von 7 000 S, 
abz.uziehen. Unte1'1bleibt ,eine V.eranlagung, weil 
das Einkommen ,den Betrag von 19 500 S (§ 42 
Abs. 1 Z. 3)nimt ÜJbersteigt, so ist ,die von den 
Gewinnanteilen und Zinsen ini Sinne des ersten 
Satzes einbehaltene Kapitalertragsteuer auf An-
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Ge'ltende Fassung: 

Anteilen an Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften einbehaltene Kapitalertragsteuer auf 
Antrag des Steuerpflichtigen Zu erstatten. Der 
Antrag kann bis zum EI1!de des auf den Ver­
anlagungszeitraum zweitfolgenden Kalenderjah­
res gestellt werden. 

2. 

§ 41. (1) Sind im Einkommen Einkünfte ent­
halten, von denen ein Steuerabzug vom Arbeits­

'lohn vorzunehmen ist, so wiro der Steuer­
pflichtige nur veranlagt, wenn 

1. die Einkünfte, von denen ein Steuerabzug 
nicht vorzunehmen ist, mehr als 10000 S betra­
gen haben oder 

2. im Einkommen kapitalertragsteuerpflichtige 
Einkünfte von mehr als 7 000 S enthalten sind. 

Vorgeschlagene Fassun,g: 

trag des Steuerpflichtigen zu erstatten. Der An­
trag kann his zum Bndedes a,uf den Vemnla­
gungszeitraumzweitfolgeniden Kalenderjahres ge­
stellt wer.den. Die Erstattung ist nur durchzu­
führen, wenn die einbehaltene Kapitalertrag­
steuer den Betrag von 30 S übersteigt. 

2. 

§ 41. (1) Sind im Einkommen Einkünfte ent­
halten, von denen ej,n Steuerabzug vom Arheits­
lohn vorzunehmen ist, 'so wil1dder Steuerpflich­
tige nur veranlagt, wenn 

1. di·e anderen Einkünfte, ausgenommen die 
steuerabzugspflichtigen Einkünfte aus Kapi­
talvermögen, mehr als 10000 S betragen 
haben oder 

2. im Binkommen ~teueraJbzugspflichtige Ein­
künfte aus Kapitalvermögen von mehr als 
7000 S enthalten sind. 

(2) Sind die Veranlagungsgrenzen des Abs. 1 (2) Sind die Veranlagungsgrenzen des Abs. 1 
nicht, erreicht, so findet eine Veranlagung nur nicht erreicht, so findet eine Veranlagung nur 
auf Antrag des Steuerpflichtigen statt, wenn aufAntra.g des SreuerpflichtiJgen Sil:att, werun 

1. in seinem Einkommen Gewinnanteile aus 
Aktien (Dividenden), Gewinnanteile und Zinsen 
aus Anteilen an Erwerbs- und Wirtschaftsgenos­
senschaften enthalten sind oder 

2. die Summe der' Einkünfte, von denen ein 
Steuerabzug nicht vorzunehmen ist, einen Ver­
lust ergeben hat oder 

3. ihm ein Verlustabzug gemäß § 18 Abs. 1 
Z. 4 zusteht oder 

4. zur Vermeidung einer Doppellbesteuerung 
eine im Ausland entrichtete Einkommensteuer 
auf die inländische Einkommensteuer anzurech­
nen ist. 

Der Antrag kann bis zum Ende des auf den 
Veranlagungszeitraum zweitfolgenden Kalender­
jahres gestellt werden. Ergrbt sich im Falle der 
Wiederaufnahme des Verfahrens, ·daß die Vor­
aussetzungen der '2. 2 und 3 vorliegen" so ist 
eine Veranlagung vorzunehmen. Ist ein Jahres­
ausgleich von Amts wegen (§ 72 Abs. 3) nur des­
haLb nicht durchzuführen, weil die Summe der 
steuerpflichtigen Einkünfte aus nichtselbständi­
ger Arbeit 100000 S nicht übersteigt, dann ist 
die beantragte Veranlagung nur durchzufüh-

1. in den Einkünften aus Kapitalvermögen 
steuerabzugspflichtige Gewinnanteile aus 
Aktien 'CDivi,denden) oder Gewinnanteile 
und Zinsen aus Antei:lenan Erwerbs- und 
Wirtschafnsgenossenschaften enthaLten sind 
und die von diesen Kapitalerträgen einbe­
haltene Kapitalertragsteuer den Betrag von 
30 S übersteigt oder 

2. die Summe ,der Einkünfte im Sinne des 
Abs. 1 Z.leinen Verlust ergeben hat oder 

3.inm .ein Verlustahzug gemäß § 18 Aibs. 1 
Z. 4 zusteht oder 

4. ihm beim Sieuerabzug vom Arbeitslohn 
nicht geltend gemachte Sonderausgaben oder 
außergewöhnliche Belastungen' erwachsen 
sind und die Voraussetzungen für eine Ver­
anlagung nach Abs. 1 oder § 39 im voran­
gegangenen Kalenderjahr gegeben sind oder 

5. zur V.ermeidung einer Doppelhestleuerung 
eine ,im Ausland entrichtete Einkommen­
:steuer aJUf ,die inländische Einkommensteuer 
,anzurechnen ist. 

Der Antra:g kann bis zum Ende des auf den 
Ver.an1ag.ungszeitraum~weitfolgenden Kalender­
jahres gestellt werden. El1g~bt sich im Falle der 
W~ederaufn.ahme des Verfahrens, daß ,die Vor­
aussetzungen ,der Z. 2 bis 4 vorliegen, so ist eine 
V'eranlagung vorzunehmen. Ist ein J ahresaus­
gleich 'Von Amts weg,en (§ 72 ~bs. 3) nur deshaIb 
nicht - durchzuführen, weil die Summe der 
steuelipflichtigen Einkünfte aO's nichtselibständi­
ger Arbeit 100000 S nicht übersteigt, dann ist 
die beantragte V,eliamagung nur durchzuf,ühren, 
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Ge '1 t ende Fa s s u n g: 

ren, wenn die im Abzugsweg einbehaltenen_ Be­
träge die zu veranlagende Einkommensteuer 
übersteigen. 

(3) Findet eine Veranlagung gemäß Abs. 1 
oder 2 statt, so ist von den Einkünften, von 
denen ein Steuerabzug nicht vorzunehmen war, 
ein Betrag bis zur Höhe dieser Einkünfte, höch­
stens jedoch ein Betrag von 10000 S, a,bzu-. 
ziehen. Dieser Freibetrag darf die Einkünfte, 
von denen ein Steuerabzug vom Arbeitslohn 
vorzunehmen war, nicht übersteigen und ist auf 
die im § 37 Abs. 2 und 3 genannten Einkünfte 
nicht anzuwenden, wenn diese Einkünfte mit 
dem ermäßigten Steuersatz (§ 37 Abs. 1) ver­
steuert werden. Sind im Einkommen Gewinn­
anteile aus Aktien (Dividenden) oder Gewinn­
anteile und Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften enthalten, so ist von 
diesen ein Betrag 'bis zur Höhe ,dieser Einkünfte, 
höchstens jedoch ein Betrag von 7 000 S, albzu­
ziehen. 

3. 

§ 42. (1) Der unbeschränkt Steuerpflichtige 
hat eine Steuererklärung für ,das abgelaufene 
Ka.lenderjahr (VeranlagungsZJeiltraum) a,bzugeben, 
wenn 

1. er vom Finanzamt dazu aufgefordert wird 
oder 

2. das Einkommen ganz oder teilweise aus Ein­
künften im Sinne des § 2 Abs. 3 Z. 1 bis 3 
bestanden hat und der Gewinn auf Grund eines 
Betriebsvermögensvergleiches zu ermitteln war 
oder ermittelt worden ist oder 

3. das Einkommen mehr als 19500 S betragen 
hat und darin Einkünfte von mehr als 10000 S 
enthalten sind, von denen ein Steuerabzug nicht 
vorgenommen worden ist, oder 

4. in dem Einkommen kapitalertragsteuer­
pflichtige Einkünfte von mehr als 7 000 S ent­
halten sind. 

4. 

§ 122. (3) Für unbewegliche Wirtschaftsgüter, 
für die weder nach § 8 Abs. 2 Z. 1 lit. abis c 
noch nach § 34 Abs. 1 des Stadterneuerungsge­
setzes, BGBl. Nr. 287/1974, eine vorzeitige Ab­
schreibung zulässig ist, kann abweichend von 
der Bestimmung des § 8 Abs. 2 erster Halb­
satz von den Herstellungskosten (Teilherstel­
lungskosten) der Kalenderjahre 1976 und 1977 
eine vorzeitige Abschreibung im Sinne des § 8 
bis zu 50 v. H. der Herstellungskosten vorge­
nommen werden. Voraussetzung ist, daß mit 
der tatsächlichen ,Bau ausführung nach dem 
31. Dezember 1975 begonnen wird. Ausgenom­
men von dieser vorzeitigen Abschreibung sind 
Gebäude, soweit sie nicht unmittelbar dem Be-

Vorgeschlagene Fassung: 

wenn ,die im Ahzu,gsweg einbehaltenen B,eträge 
die zu veranlagen/de Einkommensteuer über­
steigen. 

.(3) Findet eine Veranlagung von lohnsteuer­
pflichügen Einkünften gemäß Abs. 1 oder 2 statt, 
so ist von den anderen Einkünften, ausgenom­
men die steuerabzugspflichtigen Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, ein Betra.g bis zur Höhe dieser 
Einkünfte, höchstens jedoch ein Betrag. von 
10000 S, abzuziehen. Dieser Fl.1eibCltrag ,dal1fdie 
Einkünfte, von denen ein Steuerabzug vom Ar­
beitslohn vor.zunehmen war, nicht übersteigen. 
Sind in den Einkünften aus Kapitalvermögen 
steuerabzugspflichtige Gew,innanteileaus Aktien 
(Dividend,en) oder Gewinnanteile und Zinsen 
aus Antei.len a!ll El'Wel1bs- und Wirtschaftsg,e­
nossenschaften enthalten, 'So ,ist von ,diesen ein 
Betrag bis zur Höhe dieser steuerabzugspflichti­
gen Einkünf.te, höchstens jedoch ein B,etrag von 
7 000 S, a,bzuziehen. 

3. 

§ 42. (1) Der unbesch,ränkt Steuerpflichtige 
hat eine Steuel.1erMärun,g für das ,ahgelaulfene 
Kalenderjahr (Ver,anlagungszeitraum) abzugeben, 
wenn 

1. er vom Finanzamt dazu :aufgefordert wird 
oder 

2. d'as Einkommen ganz oder t,eilweise aus 
Einlkünften im Sinne des § 2 Abs. 3 Z. 1 bis 3 
bestanden hat und ,der Ge:w~nn auf Grund eines 
Betriebsvermögensvergleiches zu ermitteln war 
oder ,ermittelt worden ist oder 

3. das Einkommen mehr ,als ,19 500 S betragen 
hat und darin Einkünfte im Sinne des § 41 
Abs. 1 Z. 1 Vlon mehr als 10000 S enthal,ten sind 
oder 

4. in dem Einkommen steuerabzugspflichtige 
Einkünfte aus Kapitalvermögen von mehr als 
7 000 S ,enthalten sind. 

4. 

§ 122. (3) Für unbewegliche Wirtschaftsgüter, 
für die weder nach § 8 Albs. 2 Z. 1 Lit. abis c noch 
nach § 34 AJbs. 1 .des Stadterneuerungsgesetzes, 
BGBI. Nr. 287/1974, einevor.zeitige Abschrei­
bung zuläs's~g ist, ka.nn abweich,end von den Be­
stimmungen des § 8 Albs. 2 erster Ha:Lbsatz von 
den Her,steHungskosten (TeilhentelluUJgskosten) 
der Kalendel.1jahre 1976 bis 1979 eine vörzeiüg,e 
Abschrdbung im Sinne des § 8 vongenommen 
werden. D~ese vorzelt~ge Abschl'eiJbrung ,ist für 
Herstellungskosten (Te.i:lher,stellungskosten) der 
Kalenderjahre 1976 und 1977 mit 50 v. H., für 
Herstellungskosten (Teilherstellungskosten) des 
Kalenderjahres 1978 mit 30 v. H. und für Her­
stellungskosten (Teilherstellurigskosten) des 
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Ge'l t end e F ass u n g: 

triebszweck dienen. Die übrigen Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes über die vorzeitige Ab­
schreibung gelten sinngemäß. 

Vor g e s chI a gen e F a ~ s u n g: 

Kalenderjahres 1979 mit 25 v. H. der Herstel­
lungskosten (Teilherstellungskosten) begrenzt. 
Voraussetzung ist, daß mit ,der tatsächLichen Bau­
ausführung nach deni31.Dezem:ber 1975 be­
gonnen wi'l1'd. Ausgenommen von ,dieser vOr~ 
zeiti~en Abschreibung sind Gebäude, soweit sie 
nicht unmittelbar demB'etdebszweck dienen. Die 
übrigen Bestimml\llIlgen dieses Bundesgesetzes 
über ,die . vorZeitige Abschreibung ~lten sinn-
gemäß. . . 

ABSCHNITT IV 

Artikel I 

§ 25. 
(2) übersteigt ,die Lohnsumme des Gewerbe­

betriebes im Kalendermonat nicht 7500 S, so 
werden von ihr 5 000 S abgezogen. 

§ 8. 

Die Summe des Gewinnes und der Hinzurech­
nungen. wird gekürzt um: 

4. die Gewinnanteile jeder Art aus der un­
mittelbaren Beteiligung an einer inländischen 
Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 2 Z. 2), wenn die 
Beteiligung seit mindestens zwölf Monaten VOl" 

dem Schluß des für die Ermittlung des Gewerbe'­
ertrages maßgebenden Wirtschaftsjahres ununter­
brochen in Form von Aktien oder Anteilen min­
destens zu einem Viertel bestanden hat und die 
Gewinnanteile bei der Ermittlung des Gewinnes 
(§ 6) angesetzt worden sind. Die Bestimmungen 
des § 63 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes 1955, 
BGBl. Nr. 148, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr. 172/1971 sind sinngemäß anzuwenden. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinnge­
mäß für entsprechende Beteiligungen an einer 
ausländischen Gesellschaft, die einer inländischen 
Kapitalgesellschaft vergleichbar ist. 

§ 12. 

(3) Die Summe des Einheitswertes des ,&ewel1b­
lichen Betriebes und der Hinzurechnungen wird 
gekürzt um: . 

3. den Wert (Teilwert) einer zum Gewerbe­
kapital gehörenden Beteiligung im Sinne des § 8 
Z.4. 

§ 25. 
(2)' über,steigt ,die Lohnsumme des Gewerbe­

betriebes im Kalendermonat nicht i5 000 S, so 
werden von ihr 10000 S ~bgezogen. 

ABSCHNITT V 

Artikel I 

§ 41. 
(4) ..... 

übersteigt die Beitragsgrundlage in emem Ka­
lendermonat nicht den Betrag von 7 500 S, so 
verringert sie sich um 5 000 S. 

§ 41. 
(4) ..... 

übersteigt ,die· Beitragsgrundtlage in einem 
Ka!lendermonat nicht Iden Betrag von 15000 S, 
so verringert si~ sich um 10000 S. 
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Gehe1)de Fassung: 

485 der Beila.gen 

Vorgeschla,gene Fassung: 

. ABSCHNITT VI 

Artikel I 

§ 212. (1) Auf Ansuchen des A:hgalhepflich- § 212. (1) Auf A~s~chen des Abgabepflichtigen 
tigen kann die Ahgabenbehörde den ZeitpUI).kt kann die Abgabenbehörde für Abgaben, bin­
der Entrichtung einer Abgabe hinausschieben sichtlich derer ihm gegenüber auf Grund eines 
(Stundung) oder .die· Entri<;htung in Raten be- Rückstandsausweises (§. 229) Einbringungsmaß .. 
willigen, wenn die sofortige oder volle Entrich- nahmen für den Fall des bereits erfolgten oder 
tung der Abgabe für den Abgabepflichtigen mit späteren Eintrittes aller Voraussetzungen hiezu 
erheblichen Härten verbunden wäre und die in Betracht kommen, den Zeitpunkt der Ent­
Einbringlichkeit der Abgabe durch den Aufschub richtung der Abgaben hinausschieben (Stundung) 
nicht gefährdet wird. oder die Entrichtung in Raten bewilligen, wenn 

die sofortige oder die sofortige voLle Entrich­
tung ,der Abga:ben für den Ahgahepflichtigen mit 
erheblichen Härten venbunden wäre und die Ein­
br:inglichk.eit der Abgaben durch den Auf.schub 
nicht gefährdet Wlirod. 
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